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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 62/2013 
Rat Nr. 8/2013 

 
 
An die Mitglieder  
des Rates 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 12.09.2013 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Rates der Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Donnerstag, 26.09.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
 
Die Tagesordnung habe ich wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Einwohnerfragestunde  
3 Entgegennahme der Niederschriften über die Sitzungen Nr. 51/2013 

vom 11.07.2013 und Nr. 52/2013 vom 13.08.2013 
 

4 Beratung des Stellenplanes 2014 429/2013-1 
5 Haushalt 2014 und HSK 2022 472/2013-2 
6 Überplanmäßiger Mehrbedarf bei erzieherischen Hilfen 2013 

(JHA 25.09.2013) 
467/2013-4 

7 Bebauungsplan Bornheim Nr. 101 D (Ortsteil Bornheim), 4. Änderung, 
Ergebnis der Unterrichtung der Öffentlichkeit; Ergebnis der Offenlage, 
Satzungsbeschluss 
(VPLA 18.09.2013) 

430/2013-7 

8 Entwurf des Nachtragshaushaltes 2013/2014 des Rhein-Sieg-Kreises 
(HFWA 12.09.2013) 

444/2013-2 

9 Zustimmung zu Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen im Haus-
haltsjahr 2013 für die Produktgruppen 1.11.01 Elektrizitätsversorgung 
und 1.11.02 Gasversorgung 
(HFWA 12.09.2013) 

394/2013-2 

10 Einziehung von Wirtschaftswegen in der Gemarkung Hersel 
(VPLA 18.09.2013) 

368/2013-7 

11 Windpark Bornheim, Bürgerbeteiligung 
(HFWA 12.09.2013) 

423/2013-SUA 

12 Neuvergabe der Konzession für das Gasversorgungsnetz in Bornheim 417/2013-2 
13 Machbarkeit eines gemeinsamen Rechnungsprüfungsamtes der Städte 

Brühl, Wesseling und Bornheim 
432/2013-1 

14 Ergänzungswahlen zu verschiedenen Ausschüssen 475/2013-1 
15 Auswirkungen des 1. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes auf das Finanz- 

und Rechnungswesen; hier: Handhabung geringwertiger Vermögens-
gegenstände 
(HFWA 12.09.2013) 

273/2013-2 
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16 Mitteilung betr. verkaufsoffene Sonntage im Stadtgebiet Bornheim im 
Jahr 2014 

457/2013-3 

17 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

18 Anfrage gem. § 19 GO des RM Stadler vom 02.09.2013 betr. Bornhei-
mer Haushaltsplan 

460/2013-2 

19 Anfrage der SPD-Fraktion vom 03.09.2013 betr. Ermittlung der Zensus-
daten für die Stadt Bornheim 

481/2013-3 

20 Anfrage der SPD-Fraktion vom 06.09.2013 betr. Gedenkveranstaltung 
zum 75. Jahrestag der Reichspogrom-Nacht 

500/2013-1 

21 Anfragen mündlich  
 Nicht öffentliche Sitzung 

 
 

22 Beteiligung der Stadt Bornheim an einer Kooperationsgesellschaft für 
das Gasversorgungsnetz in Bornheim 

418/2013-2 

23 Beteiligung der Stadt Bornheim an der Stromnetz GmbH & Co. KG 419/2013-2 
24 Mitteilung betr. Vergaben zwischen 25.000 € und 50.000 € brutto vom 

15.06.2013 bis 30.08.2013 
458/2013-1 

25 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

26 Anfragen mündlich  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
(Wolfgang Henseler) 
Bürgermeister 
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Rat 26.09.2013 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 04.12.2013 
Rat 17.12.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 429/2013-1 

    Stand 05.08.2013 
 
Betreff Beratung des Stellenplanes 2014 
 
Beschlussentwurf Rat: 
  
Der Rat verweist den Stellenplan für das Jahr 2014 zur weiteren Beratung in den Haupt-, 
Finanz- und Wirtschaftsausschuss. 
 
Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss: 
  
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, den Stellenplan 2014 der 
Beamten und tariflich Beschäftigten wie folgt festzusetzen: 
 

siehe Beschlussentwurf Rat 
 

Beschlussentwurf Rat: 
  
Der Rat beschließt den Stellenplan 2014 der Beamten und tariflich Beschäftigten wie folgt: 
  
    
 Beamte   
 Besoldungsgruppe Anzahl  
 B6 1,00  
 B2 1,00  
 A16 (Wahlbeamte) 1,00  
 A16 (Laufbahn h.D.) 3,00  
 A15 2,00  
 A14 2,37  
 A13 h.D. 2,00  
 A13 g.D. 2,00  
 A12 7,76 . 
 A11 8,24  
 A10 11,23  
 A9 g.D. 2,00  
 A9Z 0,50  
 A9 m.D. 4,11  
 A8 5,23  
 A7 1,00  
    
 Gesamt 54,44  

Ö  4
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 Tariflich Beschäftigte   
 Entgeltgruppe Anzahl  
 15 1,00  
 14 4,46  
 13 1,00  
 12 11,36  
 11 19,07 davon 1,00 k.w. 
 10 10,64  
 9 28,98 davon 0,34 k.u. E8 
 8 32,35  
 6 31,21 davon 1,00 k.u. E5 
 5 15,25  
 4 0,73  
 3 4,00  
 2 0,78  
 S17 1,00  
 S15 2,78  
 S14 6,00  
 S13 Ü 4,77  
 S13 1,00  
 S12 Ü 1,73  
 S12 2,00  
 S11 Ü 6,50  
 S11 6,50  
 S10 4,00  
 S8 0,00  
 S7 1,87  
 S6 86,51  
 S3 35,72  
    
 Gesamt 321,21  
  
  
Sachverhalt: 
 
Der Beschlussentwurf des Stellenplanes weist für das Jahr 2014 aus: 
 
   54,44 Beamtenstellen 

321,21 Stellen tariflich Beschäftigte 
375,65 Stellen insgesamt 

  
  
Das Stellenniveau im Bereich der Beamtinnen und Beamten sinkt mit 2,28 Stellen leicht ge-
genüber 2013. Ursächlich sind Stellenumwandlungen und Streichungen von Stellenanteilen 
(die nicht finanziert waren).  
 
Die bedeutendste Steigerung ergibt sich im Tarifbereich aufgrund eines weiteren Anpas-
sungsbedarfes im Bereich der Stellen für Erzieherinnen und Erzieher. Die Bedarfsermittlung 
ergibt gegenüber der Prognose aus dem Jahr 2011 einen Mehrbedarf von insgesamt 8,905 
Stellen.  
 
Im Tarifbereich der Verwaltungskräfte wurden für die Aufgabe Gerätewart Feuerwehr, die 
Abwicklung der Zweitwohnungssteuer und für die Durchführung dringender städtischer Bau-
maßnahmen neue Stellen eingerichtet. Die Veränderung der übrigen Stellenanteile basiert 

7/114



429/2013-1  Seite 3 von 3 
 

im Wesentlichen aus Rückkehrfällen aus Erziehungsurlaub, und Stellenumwandlungen. Hier 
ist die entsprechende Reduzierung bei den Stellen im Beamtenbereich zu beachten. 
 
Die Änderungen im Stellenplanentwurf 2014 gegenüber 2013 werden in den Anlagen erläu-
tert. Der Stellenplan wurde dem Personalrat zur Anhörung vorgelegt. Die Stellungnahme des 
Personalrates wird nachgereicht, sobald diese vorliegt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt: 
Stellenverzeichnis/Stellenplan 2014 mit Erläuterungen 

8/114



 

 

  1 Steuerungsunterstützung und zentrale Dienste 

 
 
 
 

 
 
-Stellenverzeichnis 2014  
-Stellenplan 2014 

Ö  4
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Vorwort zum Stellenplanentwurf für das Jahr 2014 
 
 
Das Stellenniveau im Bereich der Beamtinnen und Beamten sinkt mit 2,28 Stellen 
leicht gegenüber 2013. Ursächlich sind Stellenumwandlungen und Streichungen von 
Stellenanteilen (die nicht finanziert waren).  
 
Die bedeutendste Steigerung ergibt sich im Tarifbereich aufgrund eines weiteren An-
passungsbedarfes im Bereich der Stellen für Erzieherinnen und Erzieher. Die Be-
darfsermittlung ergibt gegenüber der Prognose aus dem Jahr 2011 einen Mehrbedarf 
von insgesamt 8,905 Stellen.  
 
Im Tarifbereich der Verwaltungskräfte wurden nur für die neue Aufgabe Gerätewart 
Feuerwehr, die Abwicklung der Zweitwohnungssteuer und die Durchführung von 
dringenden städtischen Baumaßnahmen jeweils eine neue Stelle eingerichtet. Die 
Erhöhung der übrigen Stellenanteile basiert im Wesentlichen aus Rückkehrfällen aus 
Erziehungsurlaub, und Stellenumwandlungen.  
 
Die einzelnen Veränderungen mit Zu- und Abgängen in den einzelnen Vergütungs- 
und Besoldungsgruppen sind in der Erläuterung zum Stellenverzeichnis dargestellt, 
die Bestandteil dieser Zusammenstellung ist.   
 
 
Redaktioneller Hinweis: 
 
Unter der Rubrik Abordnung/Gestellung zu Stadtbetrieb Bornheim AöR sind die Be-
amtinnen und Beamten im Stellenverzeichnis und Stellenplan dargestellt, welche 
nach den beamtenrechtlichen Vorschriften Ihren Dienst im Stadtbetrieb versehen. In 
den vorhandenen Fällen besteht das Dienstverhältnis mit der Stadt Bornheim fort. 
Die Stellen sind somit weiterhin im Stellenplan darzustellen und gelten als besetzt.  
 
Soweit als Grund „Rückkehr Erziehungsurlaub“ angegeben ist, ist festzustellen, dass 
diese Stellen im Stellenverzeichnis der Vorjahre entsprechend im Pool Erziehungsur-
laub ausgewiesen waren. Da diese Stellen im Zeitraum des Erziehungsurlaubes als 
inaktiv gelten, erfolgt keine Ausweisung/Zählung  im Stellenplan des jeweiligen Jah-
res. Insoweit ist bei Rückkehr im Stellenplan eine entsprechende Mehrung von Stel-
len festzustellen. Hierbei handelt es sich bis auf Stelle 812 (Zweitwohnungssteuer) 
aber nicht um neue Stellen für neue Aufgaben.  Für die aufgeführten Stellen erfolgte 
keine Einstellung von Vertretungskräften. Die einzelnen Stellen sind in Anlage erläu-
tert. 
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Erläuterungen Stellenveränderungen Tarifbeschäftigte 2013 auf 2014 

1.Mehrung/Minderung Stellenanteile 

Stelle Org.Einh Bewertung Veränderung  Grund 

858 6.3 E 11 E11 + 0,35 Erhöhung auf Vollzeit 

Realisierung 
Investitionsvolumen 

796 6.3 2013 E10 

2014 E9 

E10 - 1,0 

E9   +0,5 

Stelle von FB 2 (E10 in 6.3) 
verlagert und Absenkung E 
10 in E9 und 1,0 auf 0,5 in 
6.3 mit E 9. 

818 2.2 E 6 E6 + 0,5 Erhöhung Stellenanteil 

Zahlungsverkehr 

988 5.1 2013 E6 

2014 E5 

E6 - 1,0 

E5 +0,5 

Stelle umgewandelt in E5 
und auf 0,5 abgesenkt. 
Hausmeister 
Übergangswohnheime. 

821 Bodenm. E 12 E12 -0,410 Stelle abgesenkt wegen 
Verringerung Arbeitszeit. 

Auffang Rest durch Stelle 
2453. 

Bodenmanagement 

789
  

1.6 2013 E 5 E 5 -0,5 Stelle gelöscht. Nicht mehr 
benötigt für 
Aufgabenerfüllung. 
Vertretung erfolgt durch 
Info. Telefonzentrale 

850 3.3 E5 E5 - 0,385 Stelle abgesenkt im 
Rahmen Nachbesetzung 
(Projekt 2x24 Std-
Ruhender Verkehr 
insgesamt somit 
Ausweitung im Bereich 
Ruhender Verkehr (39 Std 
auf 48 Std) 

2412 3.3 E5 E5 - 0,15 Stelle von FB 1 in FB 3 und 
abgesenkt im Rahmen 
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Nachbesetzung (Projekt 
2x24 Std Ruhender 
Verkehr) insgesamt somit 
Ausweitung im Bereich 
Ruhender Verkehr (39 Std 
auf 48 Std) 

15622 3.2 2014 E 5 E5 + 1,0 Stelle eingerichtet. 

Gerätewart Feuerwehr 

Neue Aufgabe 

1050 4.1 2013 S11 

2014 S17 

S11 -0,883 

S17 +1,0 

Stelle von 0,883 auf 
Vollzeit und von S11 in S17 
im Rahmen Nachbesetzung 
und neuem 
Aufgabenzuschnitt 

Sachgebietsleitung 
Jugendhilfe 

1035 4.1 S 15 S15 + 0,221 Stellenanteil erhöht von 
0,779 auf 1,0 

Jugendhilfeplaner 

3843 4.1 S11 S11 -0,5 Stelle gestrichen im 
Rahmen 
Stundenverteilungskonzept 
FB 4 

2555 4.2 S12 S12 -0,5 Stelle abgesenkt im 
Rahmen 
Stundenverteilungskonzept 
FB 4 (Tätigkeiten aufgeteilt 
mit Stelle 
3840,Mitarbeiterin 3840 
befristet während 
Reduzierung 2555  

Diverse KITAS S15 bis S3 S15 +0,002 

S13Ü +0,103 

S8 -1,0 

S 6 + 3,73 

S 3 + 6,07 

Anpassung Bedarf an KIGA-
Jahr 2013/2014 

Insgesamt +8,905 
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738 Gleichst. A12 A12 + 0,146  Erhöhung Stellenanteil  

Projektaufgaben 

873 6.3 A10 A10 - 0,366 Stelle gelöscht. Aufgaben 
werden von Stelle 939 
wahrgenommen. 

864 6.2 A10 A10 + 0,086 Stellenanteil erhöht.  

Bauordnungsrecht 

2453 Bodenm. A10 A10 + 0,5 Auffang Reduzierung Stelle 
821. Rückkehr aus 
Erziehungsurlaub 

Bodenmanagement 

16496 6.3 E11 E11 +1,0 Neue Stelle Architekt für 
dringende städt. 
Baumaßnahmen 
(insbesondere U3-Ausbau) 
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2. Stellenumwandlungen 

Stelle Org.Einh Bewertung Veränderung  Grund 

898 9.1 2013 A12 

2014 E11 

-1 A12 

+1 E11 

Umwandlung von 

A 12 in E11 

Ing.-Tiefbau 

874 6.3 2013 A11 

2014 E10 

- 1,0 A11 

+ 1,0 E10  

Stelle von A11 in E 10 
umgewandelt im 
Rahmen 
Nachbesetzung mit 
Tarif-B. 

744 1.1 2013 A10 

2014 E9 

A10 - 1,0 

E9   +1,0 

Umwandlung von A 
10 in E 9 im Rahmen 
Nachbesetzung mit 
Tarif-B 

878 4.2 2013 E9 

2014 A10 

E9 -1,0 

A10 +1,0 

Stelle von 6.3 nach 
4.2 Umwandlung 
Stelle von E 9 nach 
A10 Besetzung mit 
Beamtin 

5704 Pool ohne Fb-
Zuweisung/6.3 

2013 A9 

2014 E9 

A9 -1,0 

E9 +1,0 

Stelle umgewandelt 
von A9 in E9 und von 
Pool ohne FB-
Zuweisung  in GB 6.3  

898 9.1 2013 A12 

2014 E11 

A12 - 1,0 

E11 +1,0 

Umwandlung von A 
12 in Tarif-B:  E 11 

Tiefbau-Ing. 

 

3. Rückkehrer Erz.Urlaub 

Stelle Org.Einh Bewertung Veränderung  Grund 

11160 6.1 E 11 E11 + 0,65 Rückkehr Erz.-Urlaub 

Baugenehmigungen 

Während Abwesenheit 
erfolgte keine Vertretung 
durch eingestellte 
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Ersatzkraft 

812 2.1 E 8 E8 + 1,0 Rückkehr Erz.-Urlaub 

Zweitwohnungssteuer 

Übernahme neue Aufgabe 

820 2.2 E 8 E8 + 1,0 Rückkehr Erz.-Urlaub 

Zahlungsverkehr 

Während Abwesenheit 
erfolgte keine Vertretung 
durch eingestellte 
Ersatzkraft 

2555 4.2 S12 S12 + 1,0 Rückkehr 
Erziehungsurlaub 

Tagespflege 

Während Abwesenheit 
erfolgte keine Vertretung 
durch eingestellte 
Ersatzkraft 

1048 4.1 S11 S11 + 0,128 Rückkehr 
Erziehungsurlaub und 
Anpassung Stunden auf 
Vollzeit  im Rahmen 
Verteilkonzept Stunden 

 FB 4 Jugendschutz 

Während Abwesenheit 
erfolgte keine Vertretung 
durch eingestellte 
Ersatzkraft 

3840 4.1 S11 S11 +0,5 Rückkehr 
Erziehungsurlaub, aber auf 
Stelle 934. 

Stelle wird in FB 4 weiter 
benötigt für 
Aufgabenwahrnehmung 
und ist mit Nachfolgerin 
besetzt 
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984 5.2 A11 A11 + 0,366 Rückkehr Erz.Url. 

Senioren 

Während Abwesenheit 
erfolgte keine Vertretung 
durch eingestellte 
Ersatzkraft 

2453 Stabstelle 
Bodenm. 

A10 A10 +0,5 Rückkehr Erz.Url.  

Stabstelle 
Bodenmanagement 

Während Abwesenheit 
erfolgte keine Vertretung 
durch eingestellte 
Ersatzkraft 

Redaktioneller Hinweis: 

Soweit als Grund „Rückkehr Erziehungsurlaub“ angegeben ist, ist festzustellen, dass diese Stellen im 
Stellenverzeichnis der Vorjahre entsprechend im Pool Erziehungsurlaub ausgewiesen waren. Da diese 
Stellen im Zeitraum des Erziehungsurlaubes als inaktiv gelten, erfolgt keine Ausweisung/Zählung  im 
Stellenplan des jeweiligen Jahres. Insoweit ist bei Rückkehr im Stellenplan eine entsprechende 
Mehrung von Stellen festzustellen. Hierbei handelt es sich bis auf Stelle 812 (Zweitwohnungssteuer) 
aber nicht um neue Stellen für neue Aufgaben.  Für die aufgeführten Stellen erfolgte keine 
Einstellung von Vertretungskräften.  

4. Stellenbewertungen 

Stelle Org.Einh Bewertung Veränderung  Grund 

989 5.2 2013 E8 

2014 E9 

E8 -1,0 

E9 +1,0 

Anhebung von E8 auf E9 

Senioren  

991 5.3 2013 E8 

2014 E9 

E8 -0,85 

E9 +0,85 

Anhebung von E8 auf E9 

Wohngeld 

992 5.3 2013 E8 

2014 E9 

E8 -0,74 

E9 +0,74 

Anhebung von E8 auf E9 

Wohngeld 

758 1.2 2013 E9 

2014 E6 

E9 -1,0 

E6 +1,0 

Absenkung E9 auf E6 

SB zentrale Dienste 

782 1.6 2013 E6 E6 - 1,0 Anhebung von E6 auf E8 
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2014 E8 E8 +1,0 Wirtschaftsförd. 

805 2.1 2013 E6 

2014 E8 

E6 -0,52 

E8 +0,52 

Anhebung von E6 auf E8 

Steuern 

815 2.2 2013 E6 

2014 E8 

E6 - 1,0 

E8 +1,0 

Anhebung von E6 auf E8 

Zahlungsverkehr 

836 3.1 2013 E6 

2014 E8 

E6 - 1,0 

E8 +1,0 

Anhebung von E6 auf E8 

Bürgerbüro 

944 4.3 2013 E6 

2014 E8 

E6 - 1,0 

E8 +1,0 

Anhebung  von E6 auf E8 

Schulverwaltung 

2497 3.1 2013 E6 

2014 E8 

E6 - 1,0 

E8 +1,0 

Anhebung  von E6 auf E8 

Bürgerbüro 

824 FB 2 2013 A15 

2014 A16 

A15 - 1,0 

A16 +1,0 

Stelle von A 15 nach A 16 

Kämmerer 

823 FB 5 2013 A14 

2014 
A13h.D 

A14 - 1,0 

A13 h.D. +1,0 

Stelle von A 14 nach A 13 
h.D. 

FB-Leitung FB 3 

806 2.1 2013 A11 

2014 A12 

A11 - 0,5 

A12 +0,5 

Stelle von A 11 nach A12 

Interne Revision 

917 SBB 2013 A10 

2014 A11 

A10 -1,0 

A11 +1,0 

Stelle von A 10 nach A 11. 

Kaufm. Leitung HFB 

5. Änderungen ohne Auswirkungen auf Stellenplan 

Unbesetzte Stellen im Pool Erziehungsurlaub wurden gelöscht, da die dort ursprünglich hinterlegten  
Mitarbeiterinnen zwischenzeitlich auf andere Stellen zurückgekehrt sind. Die Stellen im Pool 
Erziehungsurlaub gelten als inaktiv und werden im jeweiligen Stellenplan nicht gezählt/ausgewiesen. 
Insoweit führt die Löschung der Leer-Stellen nicht zu einer Minderung der betreffenden Stellen im zu 
beschließenden Stellenplan.      

Stellen aus Pool Erziehungsurlaub, die gelöscht wurden: 

1075, 2543, 2568, 2591, 2595, 5668, 5687  
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Übersicht unbesetzte Stellen 30.06.2013  aus Stellenverz.2014

749 Vorzimmer BM Stelle ist besetzt
758 GB 1.2 Stelle ist besetzt 
762 Azubi Stelle ist besetzt
763 Azubi Stelle ist besetzt

1075 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

2543 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

2568 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

2591 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

2595 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

5668 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

5687 Pool Erz.-Url

Stelle gelöscht, Stelle im Pool Erzeihungsurlaub nicht mehr benötigt
MA gewechselt auf Stelle in Org-Einheit. Löschung von Stellen im Pool Erzeihungsurlaub haben 
keine Auswirkung auf die Summen im Stellenplan.

789 GB 1.7 Stelle gelöscht. Vertretung Telefonzentrale erfolgt mittlerweile über Bürgerbüro
795 GB 2.1 Stelle wird derzeit nicht besetzt Reserve für Rückkehr Erz.Url. 
873 GB 6.3 Stelle gelöscht. Aufgaben werden von Stelle 939 wahrgenommen.

5704 GB 6.3 Stelle ist besetzt
823 FBL 3 Stelle ist besetzt
830 GB 3.1 Stelle ist besetzt
850 GB 3.3 Stelle wird besetzt 2013

2412 GB 3.3 Stelle wird besetzt 2013
1078 GB 7.1 Stelle gesperrt. Aufgaben werden von Stellen in 7.1 erledigt.

898 GB 9.1 Stelle wird besetzt 2013
1035 GB 4.1 Stelle ist besetzt
3843 GB 4.1 Stelle gelöscht im Rahmen Stundenverteilkonzept FB 4 aufgelöst.
6217 GB 4.1 Besetzung geplant

937 GB 4.2 Besetzung geplantwechselnde Praktikanten KITAS
945 GB 4.2 Besetzung geplantwechselnde Praktikanten KITAS

2579 GB 4.2 Besetzung geplantwechselnde Praktikanten KITAS
6599 GB 4.2 Besetzung geplantwechselnde Praktikanten KITAS
6600 GB 4.2 Besetzung geplantwechselnde Praktikanten KITAS
1055 GB 4.2 Besetzung geplant 
6608 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6609 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6610 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6611 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6612 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6613 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA

15868 KITA Knippstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
5692 KITA Secundastr Stelle gelöscht. Sprachförderung auf dieser Stelle ausgelaufen. 
6614 KITA Secundastr Stelle ist besetzt
6597 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6602 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6603 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6604 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6605 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA

Im Stellenverzeichnis für das Jahr 2014 ist in Spalte 9 der Besetzungsstatus zum 30.06.2013 angegeben.
0 = am 30.06.2013 unbesetzt
1 = am 30.06.2013 besetzt
Im Folgenden werden die mit "0" aufgeführten Stellen im Stellenverzeichnis hinsichtlich der Entwicklung ab 30.06.2013 erläutert: 
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6606 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6607 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA

15867 KITA Roisdorf Container Besetzung geplant . Erweiterung KITA
2369 KITA Wolfsgasse Besetzung erfolgt
2567 KITA Wolfsgasse Besetzung geplant 
2592 KITA Margretenstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
5711 KITA Margretenstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6615 KITA Margretenstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
8635 KITA Margretenstr. Stelle ist besetzt
6616 KITA Friedrichstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
8634 KITA Friedrichstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
8636 KITA Friedrichstr. Besetzung geplant . Erweiterung KITA
5696 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6588 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6589 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6590 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6591 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6592 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6596 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6601 Erweiterung Walberberg Besetzung geplant . Erweiterung KITA
6617 U3 Reserve-Praktikanten Stellen gelöscht. Vorhandene Praktikantenstellen reichen aus
6618 U3 Reserve-Praktikanten Stellen gelöscht. Vorhandene Praktikantenstellen reichen aus
6619 U3 Reserve-Praktikanten Stellen gelöscht. Vorhandene Praktikantenstellen reichen aus

954 Grundschule Besetzung geplant
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Amtsbezeichnung Besoldungsgruppe Zahl der 
Beamtinnen z.A./

Beamten z.A.
2014

Zahl der 
Beamtinnen 

z.A./
Beamten z.A.

2013

Zahl der 
Beamtinnen 

z.A./
Beamten z.A.

am 30.06.2013 Erläuterungen
1 2 3 4 5 6

Rätinnen z.A./
Räte z.A.

A13 0 0 0

Inspektorinnen z.A./
Inspektoren z.A.

A 9 2 2 2

Sekretärinnen z.A.
Sekretäre z.A.

A 6 0 0 0

Bezeichnung Art der Vergütung Vorgesehen für
2014

Beschäftigt am
01.10.2013

Erläuterungen

1 2 3 4 5
Inspektoranwärterinnen/
Inspektoranwärter Anwärterbezüge 2 1
Sekretäranwärter/in Anwärterbezüge 0 0
Verwaltungspraktikantinnen/
Verwaltungspraktikanten fester Satz 10 10
Auszubildende Ausbildungsvergütung 5 5
Praktikantinnen/
Praktikanten fester Satz 5 5

Stellenübersicht 
Teil B: Dienstkräfte in der Ausbildungs- oder Probezeit 

-Beamte zur Anstellung-

Stellenübersicht 
Teil B: Dienstkräfte in der Ausbildungs- oder Probezeit 

-Nachwuchskräfte und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte-
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Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 472/2013-2 

    Stand 05.09.2013 
 
Betreff Haushalt 2014 und HSK 2022 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Rat verweist den Entwurf der Haushaltssatzung 2014 mit allen Anlagen zur weiteren 
Beratung an den Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss sowie an die Fachausschüsse. 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Bürgermeister legt gemäß § 80 GO NRW den Entwurf des Haushaltes für das Jahr 2014 
vor. Die in der Sitzung vorgelegten Unterlagen umfassen neben der Haushaltssatzung für 
2014, den nach der NKF-Systematik in Produktbereiche und Produktgruppen gegliederten 
Ergebnis- und Finanzplan (Teilergebnis- und Teilfinanzpläne) mit allen Anlagen für den Pla-
nungszeitraum 2014 bis 2017.  
 
Der Entwurf weist im Ergebnisplan für den gesamten Planungszeitraum Fehlbedarfe auf 
(2014: 10,2 Mio. €, 2015: 8,2 Mio. €, 2016: 3,1 Mio. € und 2017: 0,7 Mio. €). Der damit ein-
hergehende Ressourcenverbrauch führt zur weiteren Abnahme des städtischen Eigenkapi-
tals. 
Im Entwurf des Finanzplans werden bis einschließlich 2016 Liquiditätsdefizite ausgewiesen, 
die zu einem weiteren Anwachsen der Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssiche-
rung (Kassenkredite) führen werden. 
 
Entsprechend den Bestimmungen des § 76 Abs. 1 GO NRW hat die Stadt Bornheim als Be-
standteil der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes 2014 ein Haushaltssicherungskon-
zept bis 2022 zu erstellen bzw. fortzuschreiben.  
Das mit dem Haushalt 2012/2013 verabschiedete Haushaltssicherungskonzept bis 2022 ist 
entsprechend fortgeschrieben worden und liegt dem Haushaltsentwurf bei. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Ergeben sich aus den Unterlagen, die in der Sitzung vorgelegt werden. 

Ö  5
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Jugendhilfeausschuss 25.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 467/2013-4 

    Stand 04.09.2013 
 
Betreff 
 

Überplanmäßiger Mehrbedarf bei erzieherischen Hilfen 2013 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur Kenntnis und 
empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat stimmt den überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen innerhalb der Pro-
duktgruppe 1.06.03 –erzieherische Hilfen- in Höhe von 1.310.000 € gemäß § 83 GO NRW 
zu. 
Die Deckung ist gewährleistet durch Mehrerträge sowie Mehreinzahlungen von 390.000 € 
bei Produktgruppe 1.06.03 –Erzieherische Hilfen- und Minderaufwendungen sowie Minder-
auszahlungen in Höhe von 920.000 € bei Produktgruppe 1.16.01 –Allgemeine Finanzwirt-
schaft-.  
 
 
Sachverhalt 
Kostenentwicklung im Bereich der Erzieherischen Hilfen 
1. Kosten- und Fallentwicklung in Bornheim 

Im Rahmen der Prognoseberichterstattung zum 30.06.2013 im Hinblick auf das voraus-
sichtliche Ergebnis 2013 wurde festgestellt, dass die geplanten Transferaufwendungen/-
auszahlungen in der Produktgruppe 1.03.03 – Jugendhilfe – im Haushaltsjahr 2013 nicht 
ausreichen werden.  
Durch Anstieg der Kosten aufgrund verlängerter Laufzeiten der Hilfen sowie der Preis-
entwicklung ist das geplante Budget im Bereich der Leistungen der ambulanten Jugend-
hilfe (Sachkonto 533400) zum Stichtag 31.08.2013 bereits überschritten. Bei den Leis-
tungen der stationären Jugendhilfe (Sachkonto 533500) werden die Mittel nach derzeiti-
gem Stand ebenfalls nicht ausreichen.  
Bei den Leistungen handelt es sich um sachlich und zeitlich unabweisbare Pflichtaufga-
ben, die auf der Grundlage des Sozialgesetzbuches, Achtes Buch (SGB VIII- Kinder- 
und Jugendhilfe) erbracht werden. 
Die stetige Änderung der Fallzahlen durch Neuzugänge oder Abgänge sowie der indivi-
duell ausgerichtete zeitliche und finanzielle Umfang der jeweiligen Hilfearten erschweren 
die konkrete Finanzplanung, insbesondere in einem Doppelhaushalt. 
Die im Rahmen des Veränderungsnachweises zum Haushalt 2012/2013 verwaltungssei-
tig vorgenommene Reduzierung dieser Aufwendungen/Auszahlungen in Höhe von 
600.000 Euro war ein Versuch, sich an den Rechnungsergebnissen der Vorjahre zu ori-
entieren. Dies  wurde jedoch durch die tatsächliche Inanspruchnahme der erzieheri-
schen Hilfen korrigiert.  
Die Fallzahlen in 2013 haben sich im Vergleich zu 2012 nicht wesentlich verändert, son-

Ö  6

56/114



467/2013-4  Seite 2 von 4 
 

dern haben in der Summe sogar abgenommen.  
 
Bei genauerem Betrachten - beispielsweise der Heimunterbringungen gem. § 34 SGB 
VIII -  ist festzustellen, dass im Jahr 2012 bei 48 Fällen insgesamt 357 Monate von 
durchschnittlich 4500,00 pro Monat und Fall an Heimunterbringungskosten aufzuwenden 
waren. Dagegen fielen in 2013 zum Stichtag 30.06.2013 bereits 213 Monate an Heimun-
terbringungskosten a 4500,00 € an. Hochgerechnet bedeutet dies bis zum Ende des 
Jahres 2013 ca. 426 Monate und damit eine Steigerung von 69 Monaten. Bis zum Ende 
des Jahres 2013 sind hier also  310.000,00 € mehr aufzuwenden als im Vorjahr.  
Eine Fallsteigerung im Bereich der stationären Unterbringungen gem. § 35 a SGB VIII 
(Hilfe für Kinder mit seelischen Behinderungen) von nur einem Fall gegenüber dem Vor-
jahr verursacht eine Kostensteigerung von ca. 84.000,00 € (pro Monat 7000,00 € x12= 
84.000,00 €).  
Die im Jahr 2012 entstandene Unterdeckung innerhalb der Produktgruppe 1.06.03 ist, 
wie in der Begründung zur Dringlichkeitsentscheidung vom 13.11.2012 dargestellt, auch 
im Jahr  2013 gegeben. Im Doppelhaushalt bestand keine Möglichkeit, die vorhersehba-
re Unterdeckung in diesem Produktbereich auszugleichen. 

 
2. Mehrbedarf im Haushaltsjahr 2013 

Aktuell ist davon auszugehen, dass bis zum Jahresende 2013 rd. 920.000,00 € mehr 
benötigt werden, um die anfallenden Kosten in dem Produktbereich zu decken. 
Die ÜPL im Produktbereich 1.06.03 „Jugendhilfe“  2013 (Stand: 02.09.2013) errechnet 
sich wie folgt: 
 

Mehrbedarf  Aufwendungen für Sach-/Dienstleistungen 
KE §§ 89a, 89 c SGB VIII 330.000 

€ 
Erziehungsberatungsstelle Rhein-Sieg-Kreis 70.000 € 
  
Mehrbedarf Transferaufwendungen   
ambulante Hilfe zur Erziehung inkl. § 35 a)    

650.000 
€ 

stationäre Hilfe zur Erziehung inkl. § 35 a)    
260.000 
€ 

  
1.310.000 
€ 

Abzüglich Mehrerträge  
Kostenerstattung von Gemeinden -440.000 

€ 
  
Zuzüglich Mindererträge  
Sonstige Transfererträge     50.000 

€ 
  
Bei Aufrechnung  im Budget 1.06.03  
(Aufwand gegen Ertrag)  

 
920.000 
€ 
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Entwicklung der Fallzahlen 
 

 2009 2010 2011 2012 2013 
§ 19 Wohnformen 
Mütter/Väter 

6 4 3 1 1 

§ 27 Hilfe zur Er-
ziehung 

25 30 23 22 20 

§ 27,2 OGS 13 23 9 5 6 
§ 30 Erziehungs-
beistand 

25 23 22 18 12 

§ 31 sozialpäd. 
Familienhilfe 

45 45 51 37 32/12 (int.) 

§ 32 Tagespflege 31 25 24 23 17 
§ 33 Pflegefamilie 31 32 34 33 30 
§ 33 Fachpflege-
familie 

7 8 7 6 6 

§ 34 Heim 52 41 45 48 40 
§ 34 betreutes 
Wohnen 

4 3 2 4 1 

§ 34 Erziehungs-
stellen 

4 4 3 3 3 

§ 35 intensive soz. 
Einzelbetreuung 

4 2 3 4 3 

§ 35 a Eingliede-
rungshilfe für sel. 
Behinderte 

19 22 22 23 22 

§ 35 a teilstationär 0 1 1 1 1 
§ 35 a stationär 6 5 5 4 5 

 
 
3. Überörtliche Betrachtung der Entwicklung erzieherischer Hilfen  

Die Entwicklung der ambulanten und stationären Fallzahlen pro 10.000 Jungendeinwoh-
ner 0-21 Jahre im Zeitraum von 2010 bis 2012 im Bereich des Rhein-Sieg-Kreises zeigt 
eine Gesamtsteigerung der kostenpflichtigen Hilfen von 3,15% (-1,5% in Alfter bis 
+13,13% in Eitorf).  

Bornheim hatte im Jahr 2012 ca. 10.100 Einwohner der Altersgruppe der unter 21-
Jährigen und ein Fallaufkommen an kostenpflichtigen Hilfen von insgesamt 242 Fällen im 
Jahr 2011 bzw. 222 Fällen im Jahr 2012. Demzufolge haben  die reinen Fallzahlen in 
Bornheim sich von 2011 auf 2012 um 22 Fälle bzw. 9,1% reduziert. Auch zeigt der Trend 
in 2013 eine Reduzierung der Gesamtfälle im ersten Halbjahr 2013. 
Zunächst könnte angenommen werden, dass sich somit auch die Ausgaben im erzieheri-
schen Bereich reduzieren. Bei genauerem Betrachten der Fallverläufe ist festzustellen, 
dass die Kosten aufgrund der Preissteigerung und gestiegenen Dauer der Fälle in 2013 
im Vergleich zu 2012 gestiegen sind. Das Beispiel der Heimunterbringung wurde exemp-
larisch gewählt, da diese Hilfe die höchsten Kosten verursacht.  
Im HZE Bericht des Landschaftsverbands Rheinland wird aufgeführt: “Berücksichtigt 
man nicht die Zahl der über die Hilfe erreichten jungen Menschen, sondern die tatsächli-
chen Fallzahlen, fällt das Übergewicht der ambulanten Hilfen zwar geringer aus, ist aber 
mit einem Anteil von 55 % immer noch vorhanden und nimmt tendenziell zu, wenn man 
die Entwicklung in den letzten Jahren betrachtet. Bezogen auf die altersentsprechende 
Bevölkerung bedeutet dies: Von ambulanten Leistungen werden aktuell 255 junge Men-
schen pro 10.000 der unter 21-jährigen Bevölkerung erreicht, im Gegensatz zu 134 bei 
den stationären Hilfen.“  
Dieses Verhältnis stellte sich in Bornheim wie folgt dar: Im Jahr 2011  62% ambulante zu 
38% stationäre Hilfen; im Jahr 2012 57% ambulante zu 43% stationäre Hilfen.  
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In allen Bundesländern werden mehr ambulante Leistungen als Fremdunterbringungen 
in Anspruch genommen. Die Spannweite der ambulanten Leistungen beläuft sich von 
153 pro 10.000 der unter 21-Jährigen in Bayern bis hin zu 286 pro 10.000 dieser Alters-
gruppe im Saarland. Bornheim liegt somit mit 151 Fällen ambulanter Hilfen im Jahr 2011 
und 128 Fällen ambulanter Hilfen im Jahr 2012 für seine  ca.10.100 Einwohner der unter 
21-Jährigen im unteren Bereich des Fallaufkommens. 
 

Im stationären Bereich weist Bornheim im Jahr 2011 gesamt 91 Fälle und im Jahr 2012 
gesamt 94 Fälle für die benannte Altersgruppe aus (ohne § 35a). Außer den Bundeslän-
dern Bayern und Baden-Württemberg liegt das Fallaufkommen für stationäre Unterbrin-
gungen in allen anderen Bundesländern bei über 100 Fällen und in der Spitze bis zu 220 
pro 10.000 der unter 21-Jährigen. Auch hier liegt Bornheim somit im unteren Bereich des 
Fallaufkommens. 

 
Finanzielle Auswirkungen 
Siehe Sachverhaltsdarstellung 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 18.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 430/2013-7 

    Stand 05.08.2013 
 
Betreff 
 

Bebauungsplan Bornheim Nr. 101 D (Ortsteil Bornheim), 4. Änderung, Ergeb-
nis der Unterrichtung der Öffentlichkeit; Ergebnis der Offenlage, Satzungs-
beschluss 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften  
 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, wie folgt zu be-
schließen:  

s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt, 
1. zu den Stellungnahmen aus der Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13a (3) BauGB, 

der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie zu den 
Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB und § 4 (2) BauGB 
zum Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 101 D (Ortsteil Bornheim)  die vor-
liegenden Beschlüsse.  
Die  4. Änderung umfasst einen Bereich zwischen der Straße Siefenfeldchen und der 
Stadtbahnlinie 18. 

2. beschließt den vorliegenden Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplanes Bornheim 
Nr. 101 D (Ortsteil Bornheim) einschließlich der vorliegenden Begründung gemäß § 10 
BauGB als Satzung. 

 
Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat am 24.01.2013 die Einleitung des Verfahrens zur 4. Änderung 
des Bebauungsplanes Bornheim Nr. 101 D (Ortsteil Bornheim) für die Erweiterung des AWO-
Kindergartens beschlossen. 
Es wurde ein beschleunigtes Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 
Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
 
In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt Bornheim beschlossen, auf die Durchführung der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zu verzichten und bei der Bekanntmachung der Einlei-
tung darauf hinzuweisen, dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer Frist von 4 Wochen über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung unter-
richten und äußern kann. Die Unterrichtung fand in der Zeit vom 14.02.2013 bis 13.03.2013 
statt.  
 
Am 21.03.2013 beschloss der Rat, den Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplanes Born-
heim Nr. 101 D (Ortsteil Bornheim) für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen (Vorlage 
125/2013-7). Über die während der Unterrichtung eingegangen Stellungnahmen wurde in die-
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ser Sitzung noch nicht beraten. Während der Unterrichtung sind ausschließlich Stellungnah-
men von Behörden eingegangen.  
 
Die öffentliche Auslegung erfolgte in der Zeit vom 16.05. 2013 bis 17.06.2013.  
 
Auf Grund des Schreibens vom Rhein-Sieg-Kreis vom 05.03.2013 wurde die Begründung un-
ter Punkt  7: „Umweltbezogene Auswirkungen“ angepasst.  

Die Stellungnahmen aus der Unterrichtung und der Offenlage sollen im Rahmen dieser Sit-
zungsvorlage gemeinsam beraten und beschlossen werden.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
500 Euro 
 
Anlagen zum Sachverhalt 

1. Übersichtskarte 
2. Abwägung  
3. Bebauungsplanentwurf  
4. Begründung 
5. Stellungnahmen der Behörden 
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Bebauungsplan Bornheim Nr. 101 D, 4. Änderung (Ortsteil 
Bornheim)  

 
Ergebnisse der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 
frühzeitigen Unterrichtung (gem. 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB) und der Beteiligung 
gem. § 4 (2) BauGB  

 
 
1. Regionalgas Euskirchen, Schreiben vom 18.02.2013 u. 29.05.2013 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim:  
 
Leitungsschutz:  
Im nachfolgenden Verfahren ist der Bestand der Leitungen zu gewährleisten und eine 
Sicherheitsabstand von  mindestens 1,5 m der Versorgungsleitungen untereinander 
eingehalten werden. Pflanzmaßnahmen sind außerhalb der Leitungstrassen zu erfol-
gen.  
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme 

 
 

2. Polizeipräsidium Bonn, Königswinterer Str. 500, Schreiben vom 20.02.2013 u. 
07.06.2013 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Die Hinweise zu den Einbruch hemmende Maßnahmen bei der Planung von Gebäu-
den werden zu Kenntnis genommen.  
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird stattgegeben und der Hinweis in die Begründung zum Be-
bauungsplan aufgenommen. 
 
 

3.  StadtBetriebBornheim, Donnersbachweg 15, 53332 Bornheim, Schreiben vom 
28.02.2013 u. 27.05.2013 
 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
 
Wasserversorgung:  
Im nachfolgenden Verfahren ist der Bestand der Leitungen zu gewährleisten und ein 
Sicherheitsabstand von mindestens 1,5 m der Versorgungsleitungen untereinander 
einzuhalten. Pflanzmaßnahmen sind außerhalb der Leitungstrassen zu erfolgen.  
Abwasserversorgung:  
Das Gebiet ist in der Entwässerungsplanung berücksichtigt. Das Schutzwasser wird 
in die Mischwasserkanalisation im Siefenfeldchen eingeleitet.  
Falls eine dezentrale Versickerung im Plangebiet technisch nicht möglich ist, soll die 
Entwässerung des Niederschlagswasser über die vorhandene Mischwasserkanalisa-
tion erfolgen.  
Überflutungsberatung:  
Eine Überflutungsbetrachtung ist im Rahmen der Baugenehmigung vorzulegen.  
 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme. 
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4.  Stadtwerke Köln, Parkgürtel 24, 50823 Köln, Schreiben vom 11.03.2013 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Ein Baufeld wurde im Bebauungsplan auf der Gemeinbedarfsfläche nicht festgesetzt. 
Der Abstand ist im Rahmen der Baugenehmigung zu prüfen.  
 
Beschluss:  
Kenntnisnahme 
 
 

5.  Rhein–Sieg–Kreis, Der Landrat, Postfach 1551, 53705 Siegburg,  
Schreiben vom 05.03.2013 u. 11.06.2013 

 
Stellungnahme Stadt Bornheim: 
Bei Baubeginn sollte ein Artenschutzgutachter vor Ort sein, um zu Prüfen, ob im Be-
reich der Bahnböschung geschützte Arten (wie z.B. die Zauneidechse) vorhanden 
sind. Falls dies der Fall ist, sollte die Baustelle vom Lebensraum dieser Tiere abge-
schirmt werden, so dass während der Bauphase keine Tiere zu Schaden kommen.  
 
Der Baumschutz ist bereits als Hinweis in der Begründung vorhanden (Pkt. 8.6) 
 
Im Schreiben vom 11.06.2013 werden keine Anregungen mehr vorgebracht.  

 
 

Beschluss: 
Kenntnisnahme. Die Artenschutzprüfung wird an das nachfolgende Verfahren verwie-
sen.  
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Bebauungsplan
Bornheim Nr. 101 D
(Ortsteil Bornheim)
4. Änderung

Allgemeine Darstellung

WA

g

III

0,3

0,9

FD

Geltungsbereich

Allgemeines Wohngebiet

Sozialen Zwecken dienende Gebäude
und Einrichtungen

parallele Gerade

Flurgrenze

Gemarkungsgrenze

vorhandene
Bebauung

Flurstücksgrenze

Rechtsgrundlagen:
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414). 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132).
Planzeichenverordnung (PlanZVO) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58).
Jeweils in der derzeit geltenden Fassung.

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Fläche für den Gemeinbedarf

Baugrenze

zwingend Dreigeschossig

Grundflächenzahl (GRZ)

Geschossflächenzahl (GFZ)

geschlossene Bauweise

nur Flachdächer zulässig

Für die Richtigkeit der Darstellung gem. § 1
Planzeichenverodnung, der Übereinstimmung
mit dem Katasternachweis (Stand der Plan-
grundlage Oktober 2012) sowie der geo-
metrischen eindeutigen Festlegung der 
städtebaulichen Planung.

................................, den

Für den Planentwurf

Dezernat II

Bornheim, den

Fachbereich Stadtplanung und
Grundstücksneuordnung

Bornheim, den

Erster Beigeordneter Fachbereichsleiter

Dieser Entwurf zur 4. Änderung des Bebauungs-
planes Bornheim Nr. 101 D   ist gemäß § 10 Abs. 1
Baugesetzbuch vom Rat der Stadt Bornheim 
am ……………....als Satzung beschlossen worden.

Der Plan ist hiermit ausgefertigt.

Bornheim, den

In Vertretung

Erster Beigeordneter

Der Entwurf der 4. Änderung des Bebauungs-
planes Bornheim Nr. 101 D  mit Begründung hat 
gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch in der Zeit 
vom ………....…… bis ……....……… öffentlich 
ausgelegen. Diese Auslegung wurde 
am ……………..... ortsüblich bekannt gemacht.

Bornheim, den

Bürgermeister

Der Entwurf der 4. Änderung des Bebauungs-
planes Bornheim Nr. 101 D   ist durch den 
Beschluss des Rates der Stadt Bornheim 
vom ……………..... zur öffentlichen Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch beschlossen
worden.

Bornheim, den

In Vertretung

Erster Beigeordneter

Bürgermeister

Der Beschluss der 4. Änderung des Bebauungs-
planes Bornheim Nr. 101 D  durch den Rat der 
Stadt Bornheim sowie der Hinweis, wo der Be-
bauungsplan eingesehen werden kann, sind 
gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch 
am …....………… ortsüblich bekannt gemacht 
worden.

Bornheim, den

Bürgermeister

Hinweis:
Zu dieser 4. Änderung des Bebauungsplanes 
Bornheim Nr. 101 D  gehört eine Begründung.

Die textlichen Festsetzungen des Ursprungsplanes
und der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Bornheim Nr. 101 D gelten weiterhin.

Der Rat der Stadt Bornheim hat am ……………
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch i.V.m. § 13 a
Baugesetzbuch die Änderung des Bebauungs-
planes Bornheim Nr. 101 D  beschlossen. 
Der Beschluss  wurde am …………….. ortsüblich 
bekannt gemacht.

Bornheim, den
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STADT BORNHEIM 
 

Stadt Bornheim 
 

4. Änderung  
des Bebauungsplans Nr. 101 D 

(Ortsteil Bornheim) 
 

Begründung 
 

 

1. Lage des Plangebietes 

Das ca. 3000 m² große Plangebiet liegt in der Ortschaft Bornheim zwischen der Straße 
Siefenfeldchen und der Stadtbahnlinie 18.  
 
 
2. Planungsrechtliche Situation 

Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet im Bereich des Kindergartens 
Gemeinbedarfsfläche für sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen dar. Im 
Bereich des Nachbargrundstücks ist eine gemischte Baufläche dargestellt.  
 
Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 101 D setzt im Plangebiet derzeit ein Allgemeines 
Wohngebiet fest. Gebäude müssen zwingend 3-geschossig sein.  

Im Bereich des Nachbargrundstücks sind bisher Straßenverkehrsfläche sowie Grünfläche 
(Parkanlage) festgesetzt.  
 
 
4. Städtebauliche Situation 

In der Nachbarschaft des bestehenden AWO-Kindergarten befindet sich nördlich angrenzend 
ein 3-geschossiges Mehrfamilienhaus und südlich ein 2-geschossiges Wohnhaus.  
 
Westlich grenzt die Stadtbahnlinie 18 an das Plangebiet. 
 
 
5. Ziel und Zweck der Planung 

Der Bebauungsplan wird aufgestellt, um die Erweiterung des AWO-Kindergartens von 3 auf 
5 Gruppen planungsrechtlich zu ermöglichen und so die städtische Aufgabe ausreichend 
Kindergartenplätze für unter 3-Jährige zu schaffen weiter zu lösen.  
  
Des Weiteren soll dem Nachbargrundstück die Nutzung der von der Stadt erworbenen 
Flurstücke als Wohnbaufläche ermöglicht werden. Der städtebauliche Nutzen einer 
Realisierung des bisher im Bebauungsplan festgesetzten 4 m breiten Weges in Richtung 
Aeltersgasse sowie der Grünfläche (Parkanlage) ist nicht mehr vorhanden.  
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6.  Städtebauliches Konzept und Erschließung 

Der AWO-Kindergarten soll in Richtung Stadtbahnlinie 18 erweitert werden. Für die 
Erweiterung wird in der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 101 D anstatt des allgemeinen 
Wohngebiets eine Gemeinbedarfsfläche für sozialen Zwecken dienende Gebäude und 
Einrichtungen festgesetzt. Es werden keine weiteren Festsetzungen getroffen. Weitere 
Vorgaben werden im Rahmen der Baugenehmigung geregelt.  
 
Für die Flurstücke Nr. 434 und Nr. 436 wird gemäß der 1. Änderung des Bebauungsplans 
ein Allgemeines Wohngebiet mit zwingend 3-geschossiger, geschlossener Bauweise, 
Flachdach, GRZ 0,3 und GFZ 0,9 festgesetzt. Da das Grundstück bereits bebaut ist, wird 
durch die Festsetzung keine zusätzliche Bebauung ermöglicht. Die Flurstücke Nr. 434 und 
436 werden dem Grundstück von Haus Nr. 2 zugerechnet.  
 
Die Planung entspricht gemäß § 8 (2) BauGB den Darstellungen im Flächennutzungsplan.  
 
Die verkehrliche Erschließung sowie die Ver- und Entsorgung erfolgt über die Straße 
Siefenfeldchen. 
 
 
7.  Umweltbezogene Auswirkungen 

Da es sich um eine Änderung des Bebauungsplans zur Innenentwicklung handelt, wird ein 
beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a BauGB durchgeführt. Eine Umweltprüfung, welche 
auch eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung beinhaltet, ist deshalb nicht erforderlich. 
Das Grundstück ist bereits durch einen Kindergarten bebaut. Da durch die 4. Änderung des 
Bauungsplans zu Gunsten einer Gemeinbedarfsfläche für soziale Zwecke der Bestand nur 
gesichert und die Möglichkeit einer Erweiterung des Gebäudes geschaffen wird, ist davon 
auszugehen, dass nur geringe negative Auswirkungen auf die Schutzgüter durch die 
Planänderung verursacht werden.  
 
Die erhöhte Bodenversiegelung führt zu keiner besonderen städtebaulichen Einschränkung. 
Im Umfeld sind ausreichende Grünstrukturen vorhanden. 
 
Im Bereich der benachbarten Wohnbaufläche wird ebenfalls nur der Bestand gesichert und 
keine weitere Baumöglichkeit geschaffen. Hier werden keine negativen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter erwartet.  
 
Es gibt vom Rhein-Sieg-Kreis Hinweise auf ein mögliches Vorkommen geschützter Arten 
(z.B. Zauneidechse) im Bereich der benachbart gelegenen Bahnböschung, deren 
Lebensraum durch die beabsichtigte Planung beeinträchtigt werden könnte. Im Plangebiet 
selbst sind keine Vorkommen bekannt. Im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren soll 
vor Baubeginn geprüft werden, ob auf den Baufeldern aktuell entsprechende Tiere 
vorkommen. Bei positiven Befund werden entsprechende Ersatzmaßnahmen getroffen. 
 
 
8. Hinweise 

 
8.1 Archäologische Funde 

Werden Bodendenkmäler als Zeugnisse der Geschichte oder für den Laien erkennbare 
mögliche Bodendenkmäler sowie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit entdeckt, ist nach den §§ 15,16 Denkmalschutzgesetz NW (DSchG 
NW) die Entdeckungsstätte in unverändertem Zustand zu erhalten und dies der Stadt 
Bornheim als Untere Denkmalbehörde (02222/945-0) oder dem LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Tel.: 02206 / 9030-0, Fax: 02206 / 
90309-22 unverzüglich zu melden. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für 
den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
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Bei einer eventuell notwendig werdenden Unterschutzstellung eines Bodendenkmals bedarf 
es einer Erlaubnis nach § 9 DSchG NW, falls dies aufgrund einer Baumaßnahme ganz oder 
teilweise beseitigt werden muss. Die Erlaubnis kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt 
werden. Falls es zu einer Zerstörung von Bodendenkmälern / Bodenfunden kommen sollte, 
können sich mögliche Kostenfolgen für Grabungen, Dokumentationen und wissenschaftliche 
Beratung solcher Funde ergeben. 

 
8.2 Kampfmittel 

Bei Kampfmittelfunden und / oder Feststellung außergewöhnlicher Verfärbungen beim 
Aushub während der Erd- / Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen und die 
zuständige Ordnungsbehörde, die  nächstgelegene Polizeidienststelle oder der KBD 
(Kampfmittelbeseitigungsdienst) zu verständigen. 

Bei Erdarbeiten mit erheblich mechanischer Belastung (z.B. Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten oder vergleichbaren Arbeiten) wird eine 
Sicherheitsdetektion empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem 
Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW – Rheinland abzustimmen. Weiterhin wird auf das 
Merkblatt des Kampfmittelbeseitigungsdienstes NRW - Rheinland „Merkblatt für das 
Einbringen von „Sondierbohrungen“ im Regierungsbezirk Köln“ verwiesen. 

 
8.3 Bodenschutz und Altlasten  

Der im Plangebiet vorhandene humose belebte Oberboden ist gemäß § 202 BauGB zum 
Schutz des Mutterbodens und gemäß DIN 18915 von Bau- und Betriebsflächen gesondert 
abzutragen, zu sichern und zur späteren Wiederverwendung zu lagern und als kulturfähiges 
Material zur Anlage von Strauch- und Baumvegetation wieder aufzubringen. 

Werden bei den Bauarbeiten verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüglich 
der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz zu informieren (siehe § 2, Abs. 1 
Landesbodenschutzgesetz NRW). Ggf. sind weitergehende Untersuchungen zur 
Gefährdungsabschätzung (Entnahme von Bodenproben, Durchführung von chemischen 
Analysen, etc) zu veranlassen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen 
Bodenverunreinigungen sind mit dem Amt für Technischen Umweltschutz abzustimmen.  

 
8.4 Wasserschutzgebiet der Wassergewinnungsanlage Urfeld 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III B der Wassergewinnungsanlage Urfeld, 
Wasserschutzgebietsverordnung der Bezirksregierung Köln, vom 24.05.1994 einschließlich 
der 1. Änderung vom 04.02.1999 und der 2. Änderung vom 26.01.2005. Die Verordnung 
enthält umfangreiche Begriffsbestimmungen für „unverschmutztes“ und „gering 
verschmutztes“ Niederschlagswasser sowie modifizierte Schutzbestimmungen für die Zone 
III B.  

 
8.5 Wasserrechtliche Erlaubnis  

Der Einsatz von mineralischen Stoffen aus Bautätigkeiten (Recyclingbaustoffe) und 
industriellen Prozessen (z.B. LD- Schlacke, Elektroofenschlacke u.a.) im Straßen- und 
Erdbau bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis. 

Ebenso ist mit Ausnahmen für Versickerungsanlagen kleiner 200 m² angeschlossene Fläche 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  

 
8.6 Baumschutz 

Bei Arbeiten im Kronentrauf- und Wurzelbereich von Gehölzen ist die DIN 18920 (Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) zu beachten.   
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8.7 Tierschutz 

Die Rodung von Gehölzen ist gemäß der Bestimmungen des § 39 Abs. 5 BNatSchG 
(Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere) grundsätzlich in der Zeit zwischen dem 1. März und 
dem 30. September verboten. Gehölzrodungen sind  generell auf ein notwendiges Maß zu 
beschränken.  

 

8.8 Einbruchschutz 

Wohngebäude und Garagen sowie Gewerbeobjekte sollen zum wirksamen Schutz vor 
Einbrüchen an sämtlichen Zugangsmöglichkeiten mit Einbruch hemmenden Türen, Fenstern, 
Toren und Verschlusssystemen entsprechend den einschlägigen Empfehlungen der 
kriminalpolizeilichen Beratungsstellen ausgestattet werden. Die Beratung ist kostenlos.  

Weitere Informationen erhalten Sie in Bonn unter: Tel.: 0228/157676 oder per email unter: 
KKKPO.Bonn@polizei.nrw.de. 

Broschüre im Internet: „Schlechte Geschäfte für Einbrecher – Wichtige Hinweise zum Schutz 
gegen Einbruch in Gewerbeobjekte“  

http://www.polizei-beratung.de/medienangebot/details/form/7/38.html 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 444/2013-2 

    Stand 21.08.2013 
 
Betreff Entwurf des Nachtragshaushaltes 2013/2014 des Rhein-Sieg-Kreises 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, die Ausführungen des 
Bürgermeisters über die noch offenen Fragestellungen zur Kenntnis zu nehmen und diesen 
zu beauftragen, dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises im Rahmen des Verfahrens zur Be-
nehmensherstellung gemäß § 55 Kreisordnung NRW die im Sachverhalt vorgenommene 
Bewertung in Form einer Stellungnahme zu übermitteln. 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat der Stadt Bornheim nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters über die noch of-
fenen Fragestellungen zur Kenntnis und beauftragt diesen, dem Landrat des Rhein-Sieg-
Kreises im Rahmen des Verfahrens zur Benehmensherstellung gemäß § 55 Kreisordnung 
NRW die im Sachverhalt vorgenommene Bewertung in Form einer Stellungnahme zu über-
mitteln. 
 
Sachverhalt 
 
Der Rhein-Sieg-Kreis beabsichtigt, einen Anteil von 15,1 %  an der Rheinischen Energie 
Aktiengesellschaft (rhenag) zu erwerben. Zur Sicherung der Finanzierung ist der Erlass einer 
Nachtragshaushaltssatzung für die Jahre 2013 und 2014 erforderlich.  
 
Der Sachverhalt wirkt sich auf die Festsetzung der Kreisumlage aus. Nach § 55 Abs. 1 Krei-
sordnung NRW (KrO NRW) erfolgt die Festsetzung der Kreisumlage im Benehmen mit den 
kreisangehörigen Gemeinden. Das Benehmen ist sechs Wochen vor Aufstellung des Entwur-
fes der Haushaltssatzung einzuleiten. 
 
Die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden hat 
der Rhein-Sieg-Kreis mit dem der Vorlage beigefügten Schreiben vom 13.08.2013 eingelei-
tet.  
Dem Schreiben ist ein Informationsblatt mit der Begründung des vorgesehenen Erwerbs und 
einer Darstellung der haushaltsmäßigen Auswirkungen beigefügt. 
 
Der Kaufpreis wird rd. 79,5 Mio. € betragen und soll mit Krediten (Laufzeit bis zu 30 Jahre) 
finanziert werden. 
 
Auswirkungen auf den Ergebnisplan des Rhein-Sieg-Kreises: 
 
Die Änderungen betreffen die Festsetzungen für das Haushaltsjahr 2014 und den mittelfristi-
gen Ergebnis- und Finanzplanungszeitraum. 
 

Ö  8

81/114



444/2013-2  Seite 2 von 3 
 

 
 2013 

T€ 
2014 
T€ 

2015 
T€ 

2016 
T€ 

2017 
T€ 

Dividendenertrag 0 -5.263 -5.253 -5.263 -5.263 

Gewerbesteuerersparnis  
beim Betrieb gewerblicher Art 
„Versorgung und Verkehr“ 

0 -260 -260 -260 -260 

Zinsaufwand 0 1.340 1.311 1.259 1.172 

Saldo = Ertragsüberschuss 0 -4.183 -4.212 -4.264 -4.351 

Ausgleich durch reduzierte      

Allgemeine Kreisumlage 0 4.183 4.212 4.264 4.351 

Reduzierung Hebesatz 
(%-Punkte) 

0 -0,65  -0,63  -0,61 -0,60 

 
Der Erwerb der Finanzanlage erfolgt in der Erwartung, dass die aus den Aktien jährlich er-
wirtschaftete Dividende und die Gewerbesteuerersparnis die mit der Kreditfinanzierung ver-
bundene Zinslast übersteigt. Dieser Ertragsüberschuss würde eine Reduzierung der allge-
meinen Kreisumlage ermöglichen, die der Landrat für den Zeitraum 2014 bis 2017 im Mittel 
auf 0,62 %-Punkte jährlich prognostiziert. 
Innerhalb dieses Zeitraums würde dies für die Stadt Bornheim nach derzeitigem Stand jähr-
lich eine um rd. 300.000 € geringere Allgemeine Kreisumlage  mit sich bringen: 
 
 2014      2015 2016 2017 

Hebesatz Allgemeine 
Kreisumlage lt. Haushalt 
2013/2014 

36,13 % 36,59 % 36,33 % 35,40 % 

Allgemeine Kreisumlage 
Bornheim 17.852 T€ 18.190 T€ 18.902 T€ 19.186 T€ 

Hebesatz Allgemeine 
Kreisumlage lt. Entwurf 
Nachtragshaushalt 

35,48 % 35,96 % 35,72 % 34,80 % 

Allgemeine Kreisumlage 
Bornheim  
(lt. Entwurf Nachtraghaus-
halt) 

17.530 T€ 17.877 T€ 18.585 T€ 18.860 T€ 

Differenz 322.000 € 313.000 € 317.000 € 326.000 € 
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Bewertung zum Ergebnisplan: 
 
Zur Prüfung und Bewertung der vom Rhein-Sieg-Kreis genannten Beträge bedarf es weiterer 
Informationen, die dem vorliegenden Vorgang nicht entnommen werden können. Dies betrifft 
insbesondere die zu erwartenden Dividendenerträge und die mit den Kreditgeschäften ein-
hergehenden Konditionen. 
 
Der Bürgermeister weist unabhängig hiervon darauf hin, dass mit dem Eingehen unterneh-
merischen Engagements auch Risiken verbunden sind. 
 
Auswirkungen auf den Finanzplan des Rhein-Sieg-Kreises: 
 
Die Darlehensaufnahme ist für 2013 vorgesehen. Die Folgejahre werden mit Auszahlungen 
für Tilgungen belastet. 
Der Landrat führt hierzu aus, dass entsprechend der NKF-Systematik in die Berechnung der 
allgemeinen Kreisumlage Abschreibungsaufwendungen sowie Aufwendungen für die Zufüh-
rung zu Pensions- und Beihilferückstellungen einfließen, die nicht unmittelbar zu Zahlungen 
führen. Der Rhein-Sieg-Kreis erwirtschafte daher jährlich Überschüsse an liquiden Mitteln. 
Diese Zahlungsmittelzuflüsse übersteigen – so die Ausführungen des Landrates – die für 
den Anteilserwerb jährlich aufzubringenden Tilgungen. 
Der Entwurf des Nachtragshaushaltes 2013/2014 sieht daher für die erhöhten Tilgungsleis-
tungen keine weitere Refinanzierung über die allgemeine Kreisumlage vor. 
 
Bewertung zum Finanzplan: 
 
Die dem Kreis über die Kreisumlage zugehende Liquidität aus der Berücksichtigung von 
Aufwendungen für die Zuführung zu Pensions- und Beihilferückstellungen soll die Auszah-
lung künftiger Pensionsverpflichtungen sicherstellen. Der Bürgermeister weist daraufhin, 
dass diese liquiden Mittel seitens des Kreises entsprechend vorzuhalten sind und für Til-
gungsleistungen nicht zur Verfügung stehen.  
 
Inwiefern die jährlichen Liquiditätszuflüsse aus der Berücksichtigung von Abschreibungsauf-
wendungen die insgesamt jährlich zu leistenden Tilgungsleistungen decken, ist zumindest 
fraglich und müsste seitens des Rhein-Sieg-Kreises nachgewiesen werden. 
 
Fraglich ist auch, weshalb zum Erwerb der Finanzanlage nicht in früheren Jahren erwirt-
schaftete Zahlungsmittelüberschüsse eingesetzt werden und damit die Kreditfinanzierung 
reduziert wird. 
 
 
Zum weiteren Verfahren findet am 06.09.2013 eine Sitzung der Hauptverwaltungsbeamten 
sowie am 11.09.2013 eine Abstimmung zu dem Thema im Kreise der Kämmerinnen und 
Kämmerer im Rhein-Sieg-Kreis statt.  
Über die aus diesen Gesprächen gewonnenen Informationen und Erkenntnissen wird der 
Bürgermeister in der Sitzung berichten. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Siehe Sachverhalt 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Schreiben des Rhein-Sieg-Kreises vom 13.08.2013 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 394/2013-2 

    Stand 02.07.2013 
 
Betreff 
 

Zustimmung zu Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen im Haushaltsjahr 
2013 für die Produktgruppen 1.11.01 Elektrizitätsversorgung und 1.11.02 
Gasversorgung 

 
Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat stimmt gem. § 83 GO überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen innerhalb 
der Produktgruppen 1.11.01 - Elektrizitätsversorgung in Höhe von 60.000 € und 1.11.02 -
Gasversorgung in Höhe von 60.000  € zu.  
Die Deckung wird gewährleistet durch Minderaufwendungen und Minderauszahlungen in-
nerhalb der Produktgruppe 1.16.01 - Allgemeine Finanzwirtschaft. 
 
Sachverhalt 
 
Die Konzessionsverträge der Stadt Bornheim für die Bereiche Strom und Gas sind am 
31.12.2012 ausgelaufen. Zur Vorbereitung und Umsetzung der Konzessionierungsentschei-
dung des Rates beschloss der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss am 14.09.2010, 
31.03.2011 und 12.09.2013 die Begleitung des Verfahrens durch einen externen Berater.  
 
Im Haushalt 2013 wurden für diese Beratung insgesamt 90.000 € eingestellt, dabei wurden 
die kalkulierten Mittel zu gleichen Teilen (jeweils 45.000 €) in den Produktgruppen 1.11.01 -
Elektrizitätsversorgung- und 1.11.02 - Stromversorgung veranschlagt. 
 
Im laufenden Haushaltsjahr sind hierzu bereits Beratungsleistungen im Wert von insgesamt 
rd. 100.000 € für den Strom- und Gasbereich zu gleichen Teilen in Anspruch genommen 
worden, die teilweise jedoch noch nicht zahlungswirksam sind.  
 
Die weitere Beratung in den Konzessionierungsverfahren wird im Jahr 2013 einen zusätzli-
chen Beratungsaufwand von etwa 110.000 € brutto verursachen und umfasst auch den Auf-
wand für die Folgeberatung im Rahmen der Konzessionierungsverfahren, über die der 
HFWA in gleicher Sitzung nicht-öffentlich beraten wird (s. Vorlage Nr. 394/2013). Der tat-
sächliche Aufwand hängt vom tatsächlichen Beratungsvolumen ab und kann daher von BBH 
nur geschätzt werden. 
Insgesamt entsteht ein Bedarf von 210.000 €, der die ursprünglich kalkulierte Summe um 
120.000 € übersteigt. 
 
Aufgrund der Haushaltssystematik stellt sich der Mehrbedarf in den einzelnen Produktgrup-
pen wie folgt dar: 
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1.11.01 - Elektrizitätsversorgung 
veranschlagte Mittel                          45.000 €  
Mittelbedarf  105.000 € 
Mehrbedarf                                       60.000 € 
 
1.11.02 – Gasversorgung 
veranschlagte Mittel                          45.000 €  
Mittelbedarf 105.000 € 
Mehrbedarf                                       60.000 € 
 
Deckungsvorschlag: 
Zur Deckung der Mehraufwendungen und Mehrauszahlungen steht in der Produktgruppe 
1.16.01 -Allgemeine Finanzwirtschaft- in gleicher Höhe nicht in Anspruch zu nehmendes 
Budget für Zinsaufwendungen und -auszahlungen zur Verfügung. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Wie im Sachverhalt dargestellt. 
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Beratungsleistungen Konzessionierung 

 

Abrechnung BBH 

BBH - Auftrag / HFWA 14.09.2010 (1. Beratungszeitraum 09/2010 - 09/2011)                  126.211 €  
Analyse der Ausgangssituation / Workshop / Machbarkeitsstudie + indikative 
Ertragswertermittlung 

BBHC - Auftrag / HFWA 31.03.2011                    51.447 €  
Marktsondierung / Strategische Bewertung der Gesellschaftsstrukturen eines Stadtwerks / 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung und Organisation 

BBH - Folgeauftrag / HFWA 22.09.2011 (2. Beratungszeitraum seit 10/2011)                  369.160 €  
Begleitung der Konzessionierungsverfahren: 

10/2011 - 12/2011                    39.405 €  
01/2012 - 12/2012                  160.090 €  
01/2013 - 04/2013                  100.916 €  

Kostenschätzung BBH / Restabwicklung Verfahrensbegleitung 2013                    68.750 €  

BBH - Folgeauftrag / HFWA 12.09.2013 (Nr. 359/2013-2)                    17.850 €  

Umsetzung der Konzessionierungsentscheidungen des Rates                                                      (geschätzt zzgl. Nebenkosten) 

BBHC - Folgeauftrag / HFWA 12.09.2013 (Nr. 359/2013-2)                    23.400 €  

Energievertrieb und -erzeugung in einer Stadtwerkeorganisation                                 (noch nicht abgerechnet zzgl. Nebenkosten)                  

Auftragsabwicklung 2010 - 2013 insgesamt (incl. Kostenschätzungen):                  588.069 €  

Haushaltsansätze 2013                      90.000 €  
./. S vorauss. Beratungsleistungen 2013 (volle TEUR)                  210.000 €  
    

Mehrbedarf (s. Ratsvorlage Nr. 394/2013-2)                    120.000 €  
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 18.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 368/2013-7 

    Stand 12.06.2013 
 
Betreff Einziehung von Wirtschaftswegen in der Gemarkung Hersel 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 
 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, folgenden Be-
schluss zu fassen: 
 
(s. Beschlussentwurf Rat) 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt folgende 
 

Satzung der Stadt Bornheim über die Änderung der im Umlegungsverfahren Hersel 
getroffenen Festsetzungen vom XX.XX.XXXX 

 
Auf Grund § 2 des Gesetzes über die durch ein Auseinandersetzungsverfahren begründeten 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 (GV.NRW. S. 134 / SGV NRW 7815) 
in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09. April 2013 (GV. NRW. S. 193), hat der Rat der 
Stadt Bornheim in seiner Sitzung vom XX.XX. 2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die in der Umlegung Hersel durch den Rezeß vom 29.01.1934 getroffenen Festsetzungen 
werden wie folgt geändert: 
 
Die Wirtschaftswege Gemarkung Hersel, Flur 1, Flurstücke 570 und 575, werden eingezo-
gen.  
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Sachverhalt 
 
Die Firma J & E Horst GmbH & Co. KG hat die Erweiterung Ihrer Abgrabung zwischen Mit-
telweg und BAB 555, Auffahrt in Richtung Köln, beantragt und die erforderlichen Grundstü-
cke erworben. In dem Abgrabungsbereich liegen die beiden städtischen Wirtschaftswege 
Gemarkung Hersel, Flur 1, Flurstücke 570 und 575 (s. Übersichtsplan), deren Flächen die 
Firma ebenfalls gerne erwerben möchte. Voraussetzung hierfür wäre die vorherige Einzie-
hung der Wege. Die Einziehung der Wege setzt voraus, dass diese für die Bewirtschaftung 
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landwirtschaftlicher Grundstücke keine Bedeutung mehr haben. Dies ist hier der Fall, da alle 
angrenzenden Grundstücke bereits im Eigentum der antragstellenden Firma stehen und die 
Wege keine Verbindungsfunktion haben. 
Für die Wegeeinziehung ist der Erlass einer entsprechenden Satzung über die Änderung der 
Festsetzungen des im Flurbereinigungsverfahrens Hersel getroffenen Festsetzungen mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde erforderlich. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Übersichtsplan 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 423/2013-SUA 

    Stand 01.08.2013 
 
Betreff Windpark Bornheim, Bürgerbeteiligung 
 
Beschlussentwurf Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss: 
 
Der Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen 
(s. Beschlussentwurf Rat). 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat beabsichtigt, zur Bürgerbeteiligung am Windpark Bornheim die Gründung einer ei-
genen Bornheimer Energiegenossenschaft eG nach den im Sachverhalt dargestellten Rah-
menbedingungen vorzubereiten und beschließt hierzu, 
• mit der Vorbereitung des Projekts vorerst  - bis zur evtl. Gründung einer Stadtwerke 

GmbH - den Stadtbetrieb Bornheim zu befassen, 
• nach Vorliegen eines Satzungsentwurfs die beabsichtigte Beteiligung der Stadt Born-

heim an der Genossenschaft nach § 115 GO der Kommunalaufsicht anzuzeigen,  
• nach Zustimmung der Kommunalaufsicht die Mitgliedschaft der Stadt Bornheim in der zu 

gründenden Genossenschaft mit mindestens einem Anteil und 
• beauftragt den Bürgermeister, mit dem Vorstand des Stadtbetriebs für die nächste Sit-

zung des Verwaltungsrats des Stadtbetriebs Bornheim eine entsprechende Beschluss-
vorlage abzustimmen.  

 
Sachverhalt 
 
Die Realisierung des Windparks Bornheim nimmt inzwischen Gestalt an. Nach Inkrafttreten 
des neuen Flächennutzungsplans im Mai 2011 hat der Investor Enercon verschiedene Gut-
achten in Auftrag gegeben und mit den Grundstückseigentümern privatrechtliche Vorverträge 
geschlossen. Mit Unterstützung der Verwaltung fanden zudem Vorabstimmungen mit Behör-
den statt. Der derzeitige Fahrplan sieht vor, bis September den immissionsschutzrechtlichen 
Antrag beim Rhein-Sieg-Kreis einzureichen. Zum Jahresende könnte dann die Genehmigung 
vorliegen und in 2014 gebaut werden. 
 
Rat und Verwaltung hatten es von Anfang an befürwortet, die Bürgerinnen und Bürger an 
dem Windpark-Projekt zu beteiligen. Hierfür schlägt der Bürgermeister vor, eine eigene 
Energiegenossenschaft zu gründen (Bornheimer Energiegenossenschaft, Genossenschaft 
zur Erzeugung regenerativer Energien Bornheim eG). Die eingetragene Genossenschaft ist 
die wirtschaftlichste Form der Beteiligung mit schlanker Verwaltung (Vorstand, Aufsichtsrat, 
Mitgliederversammlung i.d.R. ehrenamtlich tätig), gleichmäßigem Stimmrecht (eine Stimme 
pro Mitglied unabhängig von der Zahl der Anteile) und begrenzter Haftung (in der Regel in 
Höhe der Anteile). Über die Verwendung der Erlöse entscheidet die Mitgliederversammlung. 
Die Energiegenossenschaft ist bundesweit das derzeit favorisierte Modell der Bürgerbeteili-
gung bei Projekten zur regenerativen Energieerzeugung. 
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Mit dem Investor besteht Einvernehmen, bis zu zwei Windenergieanlagen als Bürgerwindrä-
der realisieren zu können. Pro Windrad ist mit einer Gesamtinvestition von 3,5 Millionen € zu 
rechnen, von denen voraussichtlich 50% als Eigenkapital aufgebracht werden müssen. Um 
das Eigenkapital aufzubringen könnte z. B. die Höhe eines Genossenschafts-Anteils auf 
1.000 € und die Anteile pro Mitglied auf maximal 100 Stück festgelegt werden. Damit ermög-
lichte man grundsätzlich allen Interessenten, sich finanziell an den Bürgerwindrädern zu be-
teiligen, vermeidet aber eine zu große Mitgliederzahl, die die Steuerung der Genossenschaft 
schwierig gestalten könnte (auch so wäre rechnerisch eine Zahl von 350 bis 3.500 Mitglie-
dern möglich, wobei letzteres in einer jährlichen Genossenschaftsversammlung kaum noch 
zu vertretbaren Kosten händelbar wäre). 
 
Falls regionale Investoren Interesse bekunden, sich verbindlich mit Anteilen von mehr als 
100.000 € an der Genossenschaft zu beteiligen, wäre die Beschränkung auf 100 Anteile pro 
Mitglied zu überdenken. Alternativ könnte für jede Windenergieanlage eine eigene Genos-
senschaft mit unterschiedlichen Bedingungen gegründet werden. 
 
Es ist nicht gesichert, dass sich das Kapital allein aus der Bornheimer Bürgerschaft und loka-
len Unternehmen aufbringen lässt. Es könnte daher eröffnet werden, auch Bürger, Kommu-
nen, Stadtwerke oder Banken aus der Nachbarschaft Mitgliedschaften in der Energiegenos-
senschaft anzubieten. Entsprechende Interessensbekundungen aus der Region liegen be-
reits vor. Da Ziel und Hintergrund der Unterstützung des Projekts aber die regionale Erzeu-
gung erneuerbarer Energie ist, und sich die Genossenschaftsmitglieder mit „Ihrem“ Projekt 
identifizieren können sollen, sollte die Möglichkeit der Mitgliedschaft auf die Region be-
schränkt sein. Über die Aufnahme neuer Mitglieder entscheidet im Normalfall laut Satzung 
der Vorstand bzw. die Mitgliederversammlung. 
 
Um die Projektsteuerung des Windparks Bornheim weiterhin mit beeinflussen zu können, 
empfiehlt der Bürgermeister die Mitgliedschaft der Stadt Bornheim in der Genossenschaft.  
 
Zur beabsichtigten Beteiligung hat der Bürgermeister die Kommunalaufsicht über das Projekt 
informiert. Dort ist man der Auffassung, dass die Beteiligung der Stadt Bornheim an einer zu 
gründenden Bornheimer Energiegenossenschaft nach § 115 Gemeindeordnung NRW anzu-
zeigen ist. In diesem Verfahren würde dann auch geprüft, ob die Beteiligung der Stadt zuläs-
sig ist. Der Bürgermeister geht aber davon aus, da in Deutschland viele Kommunen Mitglied 
in Energiegenossenschaften sind. 
 
Es wird weiter vorgeschlagen, den Stadtbetrieb Bornheim wegen der möglichen Synergieef-
fekte mit der Vorbereitung des Genossenschaftsprojektes zu beauftragen. Nach der Grün-
dung einer Stadtwerke GmbH könnte das Projekt auch in dieser GmbH fortgeführt werden. 
Ob der Stadtbetrieb Bornheim AöR selbst oder eine „Stadtwerke GmbH“ Mitglied in der Ge-
nossenschaft werden kann oder will, ist dort zu prüfen, zu entscheiden und ggf. mit der 
Kommunalaufsicht abzustimmen. Die Mitgliedschaft wäre auch hier Voraussetzung zur 
Übernahme von Steuerungsfunktionen in der Genossenschaft. Die Entscheidung hierüber 
bleibt aber, wie auch bei der Stadt Bornheim, letztlich der Mitgliederversammlung der Ge-
nossenschaft  vorbehalten. 
 
Alternativ zur Gründung einer eigenen Genossenschaft besteht die Möglichkeit der Zusam-
menarbeit mit einer bestehenden Energiegenossenschaft. So hat die Bürgerenergie Rhein-
Sieg eG aus Siegburg grundsätzliche Bereitschaft des Vorstandes signalisiert, durch Anpas-
sung der Satzung und Erweiterung des Aufsichtsrats/ Vorstandes im oben beschriebenen  
Sinne das Windparkprojekt in Bornheim einzubinden. Dieses Angebot bedürfte der Zustim-
mung der Mitgliederversammlung, in der neben 70 Bürgern, Vereinen und Unternehmen 
auch mehrere rechtsrheinische Städte, der Rhein-Sieg-Kreis und die Stadt Bonn vertreten 
sind. 
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Der Bürgermeister empfiehlt wegen der besseren lokalen und regionalen Identifikation die 
Gründung einer eigenen Energiegenossenschaft. Diese könnte zudem Ausgangspunkt für 
weitere Aktivitäten im Bereich erneuerbare Energien in der ILEK-Region werden. Ein Ziel, 
welches auch der Umsetzung des von den Räten beschlossenen gemeinsamen Bündnisses 
für Klimaschutz der sechs linksrheinischen Kreiskommunen dient. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Ggf. finanzielle Beteiligung in Höhe von mindestens einem Anteil, vorgeschlagen sind 
1.000 €. 
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Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 417/2013-2 

    Stand 31.07.2013 
 
Betreff Neuvergabe der Konzession für das Gasversorgungsnetz in Bornheim 
 
Beschlussentwurf 
 
Nach Durchführung eines transparenten und diskriminierungsfreien Verfahrens zum Ab-
schluss eines Gaskonzessionsvertrages bzw. zur Auswahl eines strategischen Partners für 
den künftigen Gasnetzbetrieb und Auswertung der hierzu eingegangenen verbindlichen Kon-
zessions- und Kooperationsangebote sowie in Vollziehung der Beschlüsse des Rates der 
Stadt Bornheim vom 21.03.2013 (Vorlage 136/2013-2) fasst der Rat folgenden Beschluss: 

1. Der Betrieb des Gasversorgungsnetzes im Gebiet der Stadt Bornheim soll künftig im 
Rahmen eines Kooperationsmodells (Pachtmodell) mit kommunaler Beteiligung und 
unter Einbindung der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG als Strategischem 
Partner erfolgen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt und ermächtigt, nach Unterzeichnung des Konsortial-
vertrages mit der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG und der Gründung der Ko-
operations-Netzgesellschaft durch die Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG einen 
Gaskonzessionsvertrag basierend auf dem verbindlichen Angebot der Regionalgas 
Euskirchen GmbH & Co. KG mit der Kooperations-Netzgesellschaft “Gasnetz Born-
heim GmbH & Co. KG“ abzuschließen. 

 
Sachverhalt 
 
1. Verfahren zum Neuabschluss eines Gaskonzessionsvertrages bzw. zur Auswahl 

eines Strategischen Partners für den künftigen Gasnetzbetrieb 
 
Entsprechend der Beschlussfassung des Rates vom 06.12.2012 (Vorlage 595/2012-2) wurde 
der vierte Verfahrensbrief nebst Anlagen im Rahmen der Konzessionierungsverfahren Strom 
und Gas an die am Verfahren beteiligten Bieter versandt. Die darin abgefragten verbindli-
chen Angebote im Hinblick auf die Umsetzung eines Kooperationsmodells wurden von allen 
Bewerbern fristgerecht bis zum 21.01.2013 abgegeben.  
 
Die verbindlichen Angebote wurden auf Basis der vom Rat beschlossenen Wertungskriterien 
durch die Kanzlei BBH ausgewertet und bewertet und in der Ratssitzung am 21.03.2013 
(Vorlage 136/2013-2) vorgestellt. Hinsichtlich der Ergebnisse der Angebote und der detaillier-
ten Auswertung wird auf diese Vorlage nebst Anlagen verwiesen.  
 
Zur Vorbereitung des Ratsbeschlusses wurden die Auswertungsergebnisse im AK Konzessi-
onen am 21.02.2013 und 26.02.2013 vorgestellt. Des Weiteren wurde in den Sitzungen des 
AK Konzessionen regelmäßig über den Stand der Verhandlungen mit der Regionalgas Eus-
kirchen GmbH & Co. KG zur Umsetzung des Kooperationsmodells berichtet.  
 
Die Einzelheiten zu den Kooperationsverträgen ergeben sich aus der Vorlage 418/2013-2 
„Beteiligung der Stadt Bornheim an einer Kooperationsgesellschaft für das Gasversorgungs-
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netz in Bornheim“.  
 
Hinsichtlich des Angebotes zur Umsetzung einer Netzkooperation für den Betrieb des Gas-
verteilnetzes („Angebot Netzkooperation“) ergibt sich folgende Bieterreihenfolge: 

1. Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG mit 296,53 Punkten 

2. RheinEnergie AG mit 276,78 Punkten 

3. RWE Deutschland AG mit 254,5 Punkten 

4. Beteiligungsgesellschaft Rhein-Sieg mbH mit 243 Punkten 
 

 
 
Nach der Würdigung der einzelnen Wertungskriterien hat sich das Angebot der Regionalgas 
Euskirchen GmbH & Co. KG als das beste Angebot im Auswahlverfahren um das beste „An-
gebot Netzkooperation“ herausgestellt. Damit ist das Angebot der Regionalgas Euskirchen 
GmbH & Co. KG das erstplatzierte Angebot. 
 
Mittlerweise sind die End- und Konkretisierungsverhandlungen der Verträge zur Umsetzung 
der Netzkooperation mit dem strategischen Partner Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. 
KG abgeschlossen. Hinsichtlich der Einzelheiten zu den Verhandlungsergebnissen wird auf 
die Vorlage 418/2013-2  verwiesen.  

 
2. Weitere Vorgehensweise 
 
Nach entsprechendem Ratsbeschluss zum Abschluss des Konzessionsvertrages für den 
künftigen Gasnetzbetrieb stellt sich die weitere Vorgehensweise folgendermaßen dar: 

 Information der Bieter 

 Abstimmung mit der Kommunalaufsicht unter Beachtung der gemeinderechtlichen Vorga-
ben zur wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen 

 Abschluss des Konsortialvertrages mit der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG 

 Abschluss des Konzessionsvertrages mit der Kooperations-Netzgesellschaft 
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 Festlegung der Struktur „Stadtwerke Bornheim“ 
In diesem Zusammenhang sind auch die Möglichkeiten zur Realisierung eines steuerli-
chen Querverbundes im Konzern "Stadt Bornheim" zu prüfen.  

 Finanzierung der Beteiligung an einer Kooperationsgesellschaft 
 
Die weitere Umsetzung der Ratsentscheidung wird in Abstimmung mit dem AK Konzessio-
nen erfolgen. Der Bürgermeister wird dem Rat regelmäßig über den aktuellen Sachstand 
berichten. 
 
Finanzielle Auswirkungen  
siehe Sachverhalt 
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Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 432/2013-1 

    Stand 08.08.2013 
 
Betreff 
 

Machbarkeit eines gemeinsamen Rechnungsprüfungsamtes der Städte Brühl, 
Wesseling und Bornheim 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Rat nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur Kenntnis und sieht von einer Zu-
sammenlegung der Rechnungsprüfungsämter der Städte Brühl, Wesseling und Bornheim ab. 
 
Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt Bornheim beauftragte den Bürgermeister in der Sitzung am 20.09.2012, 
die Machbarkeit eines gemeinsamen Rechnungsprüfungsamtes für die Städte Brühl, Wes-
seling und Bornheim zu überprüfen.  
 
Eine Zusammenlegung der Rechnungsprüfungsämter der Städte Brühl, Wesseling und 
Bornheim ist rein faktisch möglich. Die Rechnungsprüfungsämter der Städte Brühl und Wes-
seling kooperieren seit dem 01.03.2003. Diese Kooperation wurde durch eine öffentlich-
rechtliche Vereinbarung gemäß § 102 GO NRW getroffen. Die Leitung dieses Rechnungs-
prüfungsamtes obliegt der Stadt Brühl. Der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes ist gegen-
über den Prüfer/innen der beteiligten Kommunen weisungsbefugt. 
 
Die Personalausstattung vor der Zusammenlegung der Rechnungsprüfungsämter der beiden 
Städte stellte sich wie folgt dar: Es gab insgesamt neun besetzte Stellen, von denen zwei 
Stellen besoldet wurden nach A 14 BBesO, zwei Stellen A 12, 3 Stellen A 11 und eine Stelle 
nach EG 11 TVöD. Die Vergütung des technischen Prüfers ist derzeit nicht bekannt und 
muss ebenfalls hinzugerechnet werden. Nach der Zusammenlegung im Jahr 2003 erfolgte 
eine Stellenreduzierung der vorhandenen neun Stellen auf nunmehr fünf Stellen. Eine Lei-
tung, zwei Prüfer und ein technischer Prüfer wurden eingespart. Ein Einsparpotenzial in Hö-
he von ca. 100.000 € beruhte auf der Tatsache der Stelleneinsparungen im Jahre 2003. 
 
Die Stadt Bornheim verfügt in ihrem Rechnungsprüfungsamt derzeit über folgende Personal-
ausstattung: Eine Leitungsfunktion, A 14 BBesO, einen technischen Prüfer, EG 12 TVöD und 
einen weiteren Prüfer, besoldet nach A 11 BBesO.  
 
Die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes Brühl/ Wesseling obliegt der Stadt Brühl. Der Lei-
ter des Rechnungsprüfungsamtes ist derzeit an einem Tag in Wesseling und an vier Tagen 
in Brühl tätig. Die Übernahme der Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung der Stadt Born-
heim hätte mindestens einen weiteren Tag Abwesenheit des Leiters in Brühl zur Folge. Dies 
ist aus Sicht der Rechnungsprüfungsämter Brühl und Bornheim kaum praktikabel und des-
halb nicht zu empfehlen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt 
Bornheim bei einer Zusammenlegung der Rechnungsprüfungsämter Bornheim und 
Brühl/Wesseling nicht mehr im jetzigen Umfang leistbar sind. Dies sieht der Bürgermeister 
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aber als erforderlich an. Insoweit wäre im Falle einer Zusammenarbeit eine Personalaufsto-
ckung notwendig. Eine Kostenersparnis wird aus hiesiger Sicht daher ausgeschlossen. 
 
Die technische Prüfung in drei Städten ist mit lediglich einem technischen Prüfer nicht reali-
sierbar. Im Falle der zeitgleichen Notwendigkeit einer Prüfung in zwei örtlichen Rechnungs-
prüfungsämtern kann die Prüfung naturgemäß nur hintereinander erbracht werden. Dies 
wirkt sich vor allem auf die Durchführung von Vergabeverfahren aus. Vergaben werden vor 
der Auftragserteilung geprüft. Hierbei wird in der - gerade im technischen Bereich oft sehr 
umfangreichen und zeitintensiven - Prüfung zusätzlich zur Richtigkeit aller Angaben und Be-
rechnungen insbesondere auf die Auswahl des wirtschaftlichsten Angebots geachtet. Das 
Aufteilen eines technischen Prüfers auf drei Kommunen ist daher nicht praktikabel. Die zeit-
nahe Prüfung komplexer Vergaben muss jederzeit und überall sichergestellt sein. 
 
Differenzierte Visa-Kontrollen, die Prüfung der Buchungsbelege vor deren Weiterleitung an 
die Kämmerei, sind bei der fachlichen Betreuung und Leitung von drei örtlichen Rechnungs-
prüfungsämtern nicht in dem erforderlichen Umfang zu erbringen. Die Visa-Kontrolle, bzw. 
die Eingangsprüfung der Rechnungen bei der Stadt Bornheim, muss jedoch gewährleistet 
bleiben. Die Stadt Bornheim arbeitet mit dem Programm „SAP“, die Stadt Brühl mit dem Pro-
gramm „DATEV“. Inwieweit die Daten dieser beiden Systeme miteinander kompatibel sind 
und ob ein problemloser Datenaustausch möglich ist, müsste zusätzlich überprüft werden.  
 
Zu den Pflichtaufgaben eines Rechnungsprüfungsamtes gehört die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Gesamtabschlusses. Die Stadt Brühl hat diese Leistung an einen exter-
nen Wirtschaftsprüfer vergeben. Im Falle einer Zusammenlegung der Prüfungsämter 
Brühl/Wesseling mit der Stadt Bornheim müsste der Jahresabschluss der Stadt Bornheim 
ebenfalls extern erstellt werden. Dies würde zu zusätzlichen Kosten in Höhe von ca. 80.000 
€ pro Jahr führen. 
 
Vorteile, welche sich aus der Zusammenlegung der Rechnungsprüfungsämter Bornheim und 
Wesseling/ Brühl ergeben könnten, sind nicht ersichtlich. Die bisherige hohe Qualität sowohl 
der im Hause mit eigenen Mitarbeitern erstellten Jahresabschlussprüfungen als auch die 
immer zeitnahe Prüfung komplexer Vergaben und Bauvorhaben würde aus den vorstehend 
erläuterten Gründen zumindest stark eingeschränkt werden müssen. Die Qualität der örtli-
chen Rechnungsprüfung in Bornheim trotz der minimalen Personalausstattung ist in der Ver-
gangenheit von fast allen Fraktionen regelmäßig hervorgehoben worden. Es ist nicht auszu-
schließen, dass dieser hohe Qualitätsstandard bei einer Kooperation nicht gehalten werden 
kann. Der Bürgermeister legt besonderen Wert auf die Sicherung der anerkannt hohen Qua-
lität des Bornheimer Rechnungsprüfungsamtes.  
 
Eine Zusammenlegung des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Bornheim mit den Rech-
nungsprüfungsämtern der Stadt Brühl und Wesseling wird daher nicht befürwortet. 
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Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 475/2013-1 

    Stand 06.09.2013 
 
Betreff Ergänzungswahlen zu verschiedenen Ausschüssen 
 
Beschlussentwurf 
 
1. Die Ratsmitglieder wählen aufgrund eines einheitlichen Wahlvorschlages 

 
1.1 Herrn Josef Müller, Merten, UWG/Forum Fraktion, als stv. sachkundigen Bür-

ger 
   in den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
anstelle des verstorbenen Hans Brief, einrückend in die alphabetische Reihen-
folge der stv. Mitglieder der UWG/Forum Fraktion und 
 

1.2 Herrn Thomas Heußner, Alfter, Konrektor am Alexander-von-Humboldt-
Gymnasium in Roisdorf, 
als stv. beratendes Mitglied zur Stellvertretung von Frau Dr. Brigitte Engelhardt 
an Stelle des bisherigen Stellvertreters Jörg Czinczoll gem. § 85 des Schulge-
setzes NRW zur Vertretung der städtischen Schulen 
   in den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
und 
 

1.3 Frau Andrea Lauer, Grundschule Walberberg, als beratendes Mitglied anstelle 
von Stefan Vaudlet, Schulleiter der Grundschule Merten, 
zur Vertretung der Vereinigung der Schulleiterinnen und Schulleiter der Stadt 
Bornheim 
   in den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel. 

 
Sachverhalt 
 
Zu 1.1 
 
Die Ergänzungswahl erfolgt auf Antrag der UWG/Forum-Fraktion vom 05.09.2013. 
 
Zu 1.2 
 
Die Ergänzungswahl hat das Alexander-von-Humboldt-Gymnasium mit Schreiben vom 
02.08.2013 vorgeschlagen. 
 
Zu 1.3 
 
Die Ergänzungswahl hat der Schulleiter der Grundschule Merten per Email am 18.07.2013 
vorgeschlagen. 
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Finanzielle Auswirkungen 
Produktgruppe 1.01.01 (Politische Gremien) 
Sach- und Personalaufwand fallen u. a. zur Ergänzung des Verzeichnisses Rat und Aus-
schüsse, der Anwesenheitslisten für die Ausschüsse und des Ratsinformationssystems in 
nicht näher ermitteltem Umfang an. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag der UWG/Forum-Fraktion 
 
 

108/114



 
 
UWG/FORUM-Fraktion Rathausstr. 2, 53332 Bornheim 

   
  Herrn  
  Bürgermeister Wolfgang Henseler 
  Rathausstr. 2 
  53332  Bornheim 
 
 
  
 
 
          Bornheim, den 5. Sept. 2013 
 
   
   
 
 
 
  Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
  bitte setzen Sie den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Ratssitzung 
 
    Antrag auf Wahl eines Sachkundigen Bürgers 
 
   
  Als Ersatz für den verstorbenen Hans Brief bitten wir  
 
    Herrn Josef Müller, wohnhaft in 53332 Bornheim, Holzweg 7  
          als Sachkundigen Bürger für den Bürgerausschuss 
 
    zu wählen. 
 
  Mit freundlichen Grüßen 
 
 
  Hans Gerd Feldenkirchen 
 
    
 
 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Fraktionsvorsitzender: Hans Gerd Feldenkirchen 

53332 Bornheim, Straußweg 4 
Tel.: 02227/5780 u. 90 99 377, Fax: 90 94 27 

eMail: h.g.feldenkirchen@t-online.de 

Fraktionsgeschäftsstelle   
      Alter Weiher 2 

53332 Bornheim 
 

Tel: 02222/94 55 30 
Fax: 02222/94 55 31 

uwg-fraktion@rat.stadt-bornheim.de 
www.uwg-bornheim.de 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2013 
Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 273/2013-2 

    Stand 06.05.2013 
 
Betreff 
 

Auswirkungen des 1. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes auf das Finanz- und 
Rechnungswesen; hier: Handhabung geringwertiger Vermögensgegenstände 

 
Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters 
zur Kenntnis. 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Mit der Sitzungsvorlage Nr. 24/2013-2 wurden die durch das 1. NKF-Weiterentwicklungsge-
setz (NKFWG) bedingten Veränderungen im Haushaltsrecht erläutert. Unter anderem wurde 
über die vereinfachte Behandlung geringwertiger Vermögensgegenstände (GWG; bis zu 
410,- € netto) berichtet.  

Nach der neuen Regelung können GWGs unmittelbar als Aufwand verbucht werden. Die 
Aufwendungen für die Anschaffung erscheinen - wie bereits erläutert - in den Teilergebnis-
plänen in der Zeile 13 „Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen“.  

Bisher ging man davon aus, dass die Auszahlungen ebenso konsumtiv, in den Teilfinanzplä-
nen unter „Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen“, Zeile 12, auszuweisen sind. Diese 
Handhabung würde allerdings dazu führen, dass die Finanzierung der GWGs nicht über in-
vestive Mittel möglich ist, sondern durch allgemeine konsumtive Mittel zu decken ist. 

Daher wurde nach erneuter Absprache mit der Kommunalaufsicht und der örtlichen Rech-
nungsprüfung folgende Regelung festgelegt: 

- In den Teilergebnisplänen: GWGs werden unmittelbar als Aufwand verbucht; die 
Auswirkung ist gegenüber der bisherigen Vorgehensweise ergebnisneutral. 

- In den Teilfinanzplänen: Auszahlungen für GWGs werden als „investive Auszahlun-
gen“, Zeile 30, dargestellt. Diese Handhabung führt dazu, dass die GWGs über inves-
tive Einzahlungen (z.B. Investitionspauschale) finanziert werden können. 

Diese Neuregelung wird seit Mai 2013 angewendet. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Wie im Sachverhalt dargestellt. 
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Rat 26.09.2013 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 460/2013-2 

    Stand 03.09.2013 
 
Betreff 
 

Anfrage gem. § 19 GO des RM Stadler vom 02.09.2013 betr. Bornheimer 
Haushaltsplan 

 
Sachverhalt 
 
Die diversen Fragen zur Entwicklung spezifischer Ertrags- und Aufwandsarten sowie Jah-
resergebnisse der Jahre 2007 bis 2013 beantwortet der Bürgermeister zusammenfassend in 
der als Anlage beigefügten Tabelle. 
 
Den Daten liegen die vom Rat der Stadt Bornheim festgestellten Jahresabschlüsse für die 
Jahre 2007 bis 2011, der Entwurf des Jahresabschlusses 2012 sowie die Prognosebericht-
erstattung auf der Datenbasis vom 30.06.2013 zu Grunde. 
 
Die gewünschte graphische Darstellung erfolgt nachstehend sowohl in Form eines Säulen- 
sowie Liniendiagramms. 
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Anlagen zum Sachverhalt 
Tabelle zur Entwicklung spezifischer Ertrags- und Aufwandsarten sowie Jahresergebnisse 
der Jahre 2007 bis 2013 
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Harald Stadler 

               
 

                           Bornheim, den 2. September 2013 
Pützweide 9 

Telefon: 02222-1832 
E-Mail: stadler-bornheim@t-online.de 

 
Stadt Bornheim 
Herrn Bürgermeister 
Wolfgang Henseler 
Rathausstraße 2 
 
53332  BORNHEIM 
 
 
 
 
Anfrage, gemäß § 19 der GO des Rates, für die nächste Sitzung des Stadtrates, 
hier: Fragen zum Bornheimer Haushaltsplan 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Henseler, 
 
der Rat hat jeweils ab Januar 2007, 2010 und 2013 die Grundsteuer B von 399 v. H. 
Punkte auf nunmehr 470 v. H. Punkte in 2013 und die Gewerbesteuer von 420 v. H. 
Punkte  im Jahre 1997 auf nunmehr 465 v. H. Punkte angehoben. 
 
 Wie hoch waren in den Jahren 2007, 2008,  2009 usw. bis August 2013 

jeweils diese beiden städtischen Steuereinnahmen  und die Erträge aus 
den Sachkonten 402100 und 411100? 

 
 Bitte stellen Sie in farbigen Grafikkurven diese städtischen Einnahmen, 

in Summe,  ab dem Jahr 2007 bis August 2013 dar. 
 
 Wie hoch war der Aufwand für die Kreisumlage (Sachkonto 537210) und 

die Jugendhilfeleistung in Einrichtungen (Sachkonto 533400-533590 in 
einer Summe) ab 2007 bis heute? 
 

 Wie hoch ist, seit Einführung des NKF, der jährliche Saldo im 
konsumtiven Haushalt, ohne Inanspruchnahme des Eigenkapitals? 

 
Ich bitte diese Fragen in der kommenden Ratssitzung zu beantworten. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Harald Stadler   
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Stadt Bornheim Stand: 09.09.2013
Entwicklung spezifischer Einnahme- und Ausgabearten und Jahresergebnisse 2007-2013**

Steuerart Sachkonten 2007 2008 2009 2010 2011 2012 * 2013 **

Grundsteuer B 401200 5.588.435 5.590.411 5.981.640 6.146.823 6.322.978 6.345.808 7.100.000 

Gewerbesteuer 401300 8.114.712 8.230.603 7.276.373 12.147.481 10.620.308 11.930.427 12.340.466 

Gemeindeanteil Einkommensteuer 402100 19.273.166 20.475.608 19.276.181 18.214.774 19.808.836 21.587.072 22.774.000 

Schlüsselzuweisungen vom Land 411100 13.910.547 17.040.202 15.249.474 14.336.529 10.197.233 7.675.430 8.757.063 

SUMME ausgewählte Einnahmen 46.886.860 51.336.825 47.783.668 50.845.607 46.949.355 47.538.737 50.971.529 

Kreisumlage 537210 15.345.944 15.996.161 16.812.681 17.280.125 16.352.389 17.293.242 17.368.236 

"Jugendhilfeleistungen" *** 533400
 bis 533590 2.218.881 2.787.209 3.528.579 3.646.650 3.651.771 4.567.878 4.875.000 

Jahresergebnis (Ergebnisrechnung) 3.979.045 1.485.920 7.154.381 5.513.271 10.329.562 8.801.253 

* 2012: Jahresabschluss noch nicht vom Rat festgestellt
** 2013: Prognose auf Datenbasis vom 30.06.2013
*** Hier sind folgende Sachkonten ausgewertet:

533400 Jugendhilfe an Personen außerhalb von  Einrichtungen
533410 Jugendhilfe an Träger außerhalb von  Einrichtungen
533490 Sonstige Jugendhilfe außerhalb von  Einrichtungen
533500 Jugendhilfe an Personen innerhalb von  Einrichtungen
533590 Sonstige Jugendhilfe innerhalb von  Einrichtungen

D:\Users\rcugaly\AppData\Local\Microsoft\Windows\Temporary Internet Files\Content.Outlook\PE99WKZD\Anfrage Stadler Daten Antwort (3)
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